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Einziger Tagesordnungspunkt 
 
Gesetzentwurf des Bundesrates 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 
Strafverfolgung hinsichtlich des Handels mit  
inkriminierten Gütern unter Nutzung von  
Postdienstleistern 
 
BT-Drucksache 19/20347 
 
Der Vorsitzende: Ja, meine Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, wir 
können mit unserer Anhörung beginnen. Ich brau-
che nicht auffordern, dass alle die Plätze einneh-
men, weil das in Corona-Zeiten relativ einfach ist, 
sonst sind wir hier immer bedeutend mehr. Ich 
freue mich, dass Sie trotzdem hier anwesend sind. 
Ich begrüße Sie alle recht herzlich und auch die 
Kolleginnen und Kollegen, die uns per Webex- 
Videokonferenz zugeschaltet sind. Zunächst bitte 
ich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die di-
gital zugeschaltet sind, jetzt die Stummschaltung 
zu betätigen, damit wir keine Nebengeräusche von 
Ihnen hören. Die Anhörung befasst sich mit der 
nachfolgenden Vorlage: „Gesetzentwurf des Bun-
desrates zur Verbesserung der Strafverfolgung hin-
sichtlich des Handels mit inkriminierten Gütern 
unter Nutzung von Postdienstleistern“, Bundes-
tagsdrucksache 19/20347. Ich begrüße im Einzel-
nen unsere Sachverständigen. Ich werde Sie ein-
zeln aufrufen mit der Bitte, dass Sie kurz kund-
tun, dass Sie da sind, auch für das Protokoll. Als 
Erstes begrüße ich Herrn Dr. Walther Otremba, 
herzlich willkommen, vom Bundesverband Brief-
dienste e.V.. Dann auch an Herrn Marten Bossel-
mann vom Bundesverband Paket und Expresslo-
gistik, ein herzliches Willkommen. Dann wird 
Herr Wolfgang Bodenbach, Abteilungsleiter Regu-
lierungsmanagement, Deutsche Post DHL Group, 
begrüßt. 
 
SV Wolfgang Bodenbach (DPDHL): Guten Tag. 
 
Der Vorsitzende: Ah, der ist uns zugeschaltet.  
Guten Tag, Herr Bodenbach. Dann haben wir als 
Sachverständigen Herrn Peter Franke, Vizepräsi-
dent der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen. Herr 
Franke? Den sehe ich jetzt noch nicht. Ist er uns 

zugeschaltet? Da haben wir momentan ein Prob-
lem. Da werden wir gucken, ob sich Herr Franke 
im Laufe der Zeit noch meldet. Könnten wir mal 
klären, ob wir den erreichen? Okay. Gut. Also, 
den Herrn Franke, den suchen wir sozusagen 
noch. Dann haben wir Uwe Köpke von ver.di – 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Herr Köpke 
hallo, herzlich willkommen. Dann Professor Dr. 
Jürgen Kühling, Vorsitzender der Monopolkom-
mission, der ist uns zugeschaltet. Herr Kühling, 
können Sie uns hören? 
 
SV Prof. Dr. Jürgen Kühling (Vorsitzender der 
Monopolkommission): Wunderbar, vielen Dank. 
Guten Tag, Herr Vorsitzender. 
 
Der Vorsitzende: Super, klasse. Dann haben wir 
Dr. Kornelius Kleinlein von Raue Partnerschaft 
von Rechtanwälten und Rechtsanwältinnen mbB. 
Herr Kleinlein ist da, genau, super. Dankeschön. 
Dann haben wir Professor Dr. Daniel Zimmer, 
Institut für Handels- und Wirtschaftsrecht der 
Universität Bonn. Herr Zimmer, Sie sind auch da, 
herzlich willkommen. So, dann begrüße ich natür-
lich recht herzlich die Kolleginnen und Kollegen 
des Ausschusses für Wirtschaft und Energie, die 
uns heute überwiegend per Video zugeschaltet 
sind. Wahrscheinlich liegt das auch ein wenig an 
der Witterung und da hat noch nicht jeder heute 
den Weg nach Berlin gefunden, vielleicht gefun-
den schon, aber wollten ihn nicht antreten. So, 
dann haben wir für die Bundesregierung die Par-
lamentarische Staatssekretärin Winkelmeier-Be-
cker, die uns digital zugeschaltet ist. Frau Winkel-
meier-Becker, Sie sind auch da? Sie ist da, okay 
super. Und weitere Fachbeamte des BMWi. Ich 
begrüße die Vertreter der Länder, die Vertreter der 
Medien und nicht zuletzt die als Zuhörer erschie-
nenen Gäste, die heute eigentlich sehr wenig sind, 
eigentlich gar keiner, aber umso mehr Gäste wer-
den uns vermutlich über das Video sehen können. 
Zum Ablauf der heutigen Anhörung noch fol-
gende Erläuterungen, ich gehe davon aus, dass die 
meisten von Ihnen das schon kennen. Wir führen 
die Befragung unter Berücksichtigung des Stär-
keverhältnisses der Fraktionen durch. Das bedeu-
tet, wir haben drei Fragerunden in der uns zur 
Verfügung stehenden Zeit von nur einein-
halb Stunden. Um das durchführen zu können, 
sind wir darauf angewiesen, dass sowohl die fra-
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genden Abgeordneten als auch Sie als Sachver-
ständige sich möglichst kurz fassen. Wir haben 
folgende Regelungen vorgesehen, um das in der 
Zeit hinzukriegen. Die erste Fragerunde machen 
wir vier Minuten mit Frage und Antwort, der Hin-
weis wieder an die Abgeordneten gegeben, kurze 
Frage, lange Antwort, aber vier Minuten ist die 
Grenze. Sonst müsste ich geschäftsführend ein-
greifen, damit alle Fraktionen gleich behandelt 
werden. In der zweiten und dritten Runde ma-
chen wir dann drei Minuten, ebenfalls für Frage 
und Antwort. Wir haben keine Eingangsstate-
ments von den Sachverständigen vorgesehen. Ich 
denke, mit Ihren Stellungnahmen, die schriftlich 
vorliegen, haben Sie Ihre Position dargelegt und 
gleichzeitig haben dann die Abgeordneten die 
Möglichkeit, konkret zu fragen und Sie die Mög-
lichkeit, konkret zu antworten. Es wird ein Wort-
protokoll erstellt, das bedeutet, dass ich, wenn Sie 
gefragt werden von einem Abgeordneten, Ihnen 
nochmals das Wort gebe. Das ist wichtig für das 
Protokoll, dass sie wissen, wer dann jeweils 
spricht. Wir könnten jetzt mit unserer Anhörung 
beginnen. Als Erstes spricht Herr Dr. Pfeiffer von 
der CDU-Fraktion, der uns zugeschaltet ist per  
Video. Herr Dr. Pfeiffer, bitte. 
 
Abg. Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU): Ja, vielen 
Dank, Herr Vorsitzender. Wir sind aber immer 
noch CDU/CSU. Es hat sich nichts geändert seit 
letzter Woche. Ja, ich habe eine Frage, die richtet 
sich an Herrn Otremba und an Herrn Bodenbach. 
Mit dem jetzt vorliegenden Gesetz verfolgen wir 
zwei Ziele. Zum einen wollen wir die höchstrich-
terlich ergangenen Urteile klarstellen und auch 
gesetzlich heilen und zum anderen soll auch der 
Wettbewerb weiter gesperrt werden. Insoweit 
frage ich beide, ob die Ziele, die beabsichtigt sind, 
mit dem vorliegenden Gesetzentwurf aus Ihrer 
Sicht auch so erfüllt oder angegangen werden? 
 
Der Vorsitzende: Ich höre gerade, Herr Franke ist 
jetzt auch dabei, schönen guten Tag. Wir haben 
jetzt eine Frage an Herrn Otremba und an Herrn 
Bodenbach. Als Erstes Herr Otremba bitte, mit 
dem Hinweis, sich die Frage vielleicht zu teilen, 
damit auch der zweite Sachverständige noch zu 
Wort kommt. Herr Otremba bitte. 
 
SV Dr. Walther Otremba (Bundesverband Brief-
dienste): Ja, vielen Dank, Herr Vorsitzender. Wir 

sind mit der vorgeschlagenen Regelung, was diese 
Stärkung des Wettbewerbs über die Einführung 
der Preis-Kosten-Schere angeht, sehr zufrieden, 
das entspricht unseren Vorstellungen. Das war 
auch nicht ganz leicht, dies letztlich noch in die-
sen Gesetzentwurf, dafür die Überzeugungsarbeit 
zu leisten, das noch so reinzubekommen. Was die 
Portogeschichte angeht, sind wir als Wettbewerber 
der Deutschen Post ambivalent. Einerseits sind 
natürlich stabile bzw. vorhersehbare Preise für 
den Wettbewerber auch von Interesse, weil wir ja 
unsere Preise daran ausrichten müssen. Ich sage 
jetzt hier, das ist kein Geheimnis, dass für die 
Wettbewerber natürlich Preise, die ein höheres 
Niveau haben, grundsätzlich nicht verkehrt sind, 
weil sich dann die Wettbewerber darauf einstellen 
können. Der Nachteil ist natürlich, dass die Deut-
sche Post nicht alle Preise auf gesetzlicher Grund-
lage stabilisiert haben will, sondern nur die 
Preise, die den Endverbraucher treffen. Die Preise, 
mit denen wir konkurrieren, sind ganz andere, 
nämlich ausdifferenzierte Preise, die in der Regel 
darauf ausgerichtet sind, den Wettbewerb nicht 
hochkommen zu lassen. Insofern kann ich mich 
nur pro und contra für diese Teile der Reform aus-
sprechen. Die Gefahr ist eben auch, dass wenn die 
Post hohe Margen stabilisiert bekommt durch die 
Gesetzesänderung, diese auch darauf verwendet, 
den Markt zu schließen und Wettbewerbe zu be-
hindern. Das ist immer ein ganz schwieriges Kapi-
tel für uns, aber vielen Dank jedenfalls an die Ab-
geordneten, die sich da auch eingesetzt haben für 
dieses Teilelement Preis-Kosten-Schere, das wird 
uns sicherlich helfen. Dafür vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Bodenbach 
bitte. 
 
SV Wolfgang Bodenbach (DPDHL): Ja, vielen 
Dank, Herr Vorsitzender. Zu dem Thema, ob die 
Belange der Wettbewerber hier berücksichtigt 
werden, werde ich mich jetzt mal nicht äußern, 
sondern konzentriere mich eher auf das Thema 
Bundesverwaltungsgericht. Um es hier vorweg zu 
nehmen, das Bundesverwaltungsgericht hat hier 
nicht in seinem Urteil festgestellt, dass die heutige 
Regelung zu Gewinnbestimmungen auch zur Ver-
teilung nicht wettbewerbsüblicher Kosten gegen 
nationales oder Europarecht verstoßen, mit denen 
nicht vereinbar sind. Das Gericht hat nur klar her-
ausgestellt, wenn man das so regelt, dann sollte 
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das der Gesetzgeber tun und nicht der Verord-
nungsgeber. Deswegen begrüßen wir, dass das 
jetzt entsprechend passiert, also in das Postgesetz 
entsprechende Regelungen aufgenommen werden 
sollen, die hier vor den anstehenden Regulie-
rungsverfahren Rechtssicherheit schaffen. Mit die-
sen Themen, mit diesen Regelungen wird auch 
Klarheit geschaffen, in zwei Richtungen. Erstens, 
es war unumstritten seit eh und je, dass die Post-
branche nicht mit anderen Netzindustrien ver-
gleichbar ist, was die   (unklar)   angeht. So hatten 
schon die Regelungen in der alten Telekommuni-
kationsentgeltverordnung klar gesagt… 
 
Der Vorsitzende: Herr Bodenbach, ich muss Sie 
leider darauf hinweisen, dass die Zeit abgelaufen 
ist. Vielleicht merken Sie sich die Antwort vor, 
Sie werden sicher nochmals gefragt werden, ich 
gehe davon aus. Und jetzt möchte ich doch Herrn 
Franke bitten, damit wir ordnungsgemäß die Sit-
zung hier durchführen können, etwas zu sagen, 
damit wir wissen, ob er wirklich da ist. 
 
SV Peter Franke (Bundesnetzagentur): Herr Vor-
sitzender, ich bin da. Hallo? 
 
Der Vorsitzende: Das haben wir jetzt ordnungsge-
mäß hingekriegt. Als Nächstes spricht Herr Mohrs 
von der SPD, der uns digital zugeschaltet ist. 
 
Abg. Falko Mohrs (SPD): Genau, herzlichen Dank, 
Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren. 
Aufgrund der Witterung habe ich es nicht mehr 
aus Wolfsburg nach Berlin geschafft. Insofern 
habe ich Verständnis für alle anderen, die weiter 
weg sind. Es ist eben schon kurz angesprochen 
worden und ich nehme es auch schon vorweg, be-
vor das bestimmt gleich von einem Kollegen kri-
tisch hier aus der Opposition angemerkt wird, 
denn in der Tat hat das Bundesverwaltungsgericht 
ja nicht die Regelung zum Porto dem Grunde nach 
kritisiert, sondern eben nur die Art und Weise, wo 
es eben festgelegt ist, wie das Verfahren aussieht. 
Insofern sind wir hier auch sehr sicher, dass wir 
hier einen guten Weg gehen können. Ich würde 
mich mit meiner Frage an Herrn Köpke wenden 
und vielen Dank, dass Sie uns heute zur Verfü-
gung stehen. Es geht nochmals um die Methode 
zur Bestimmung von Gewinnsätzen und welche 
Auswirkungen denn insbesondere ausreichende 
Gewinne eben auch auf die Belegschaft haben. 

Der Vorsitzende: Herr Köpke bitte. 
 
SV Uwe Köpke (ver.di): Danke, Herr Vorsitzender, 
danke, Herr Mohrs, auch danke für die Einladung, 
hier als Sachverständiger reden zu dürfen. Es freut 
mich, dass ver.di hier auch Berücksichtigung fin-
det. Zu Ihrer Frage, in der Kürze, wenn ein Unter-
nehmen Gewinne erzielt, fällt es uns als Sozial-
partner und als Tarifvertragspartei natürlich leich-
ter, vernünftige Tarifverträge abzuschließen. Aber 
nicht nur für das Entgelt, sondern es hat auch 
deutliche Auswirkung auf die Arbeitsbedingun-
gen in der Branche und für die Menschen, die 
dort beschäftigt sind, weil ein Unternehmen, das 
wirtschaftlich vernünftig arbeitet, auch entspre-
chende Schutzmaßnahmen - gerade heutzutage in 
Corona-Zeit - für die Beschäftigten zur Verfügung 
stellen kann. Bis hin, dass wir Tarifverträge ha-
ben, die entsprechend, wir nennen das Generati-
onsvertrag, die Möglichkeit geben, älteren Be-
schäftigten bei diesen harten Jobs, gerade sieht 
man es auch an der Witterung, früher auszustei-
gen. Beziehungsweise, wir haben noch mit einem 
anderen Tarifvertrag die Möglichkeit erschaffen, 
auch hier den Kolleginnen und Kollegen die Mög-
lichkeit zu geben, früher Feierabend zu machen, 
indem sie ein Teil ihres Entgeltes umwandeln 
können. Das können natürlich nur Unternehmen 
schaffen, die vernünftig wirtschaftlich arbeiten 
und auch dementsprechend Gewinne erzielen. 
Von daher sind wir über die Entscheidung, wie 
sie jetzt gefallen ist, froh, weil sie schafft auch für 
uns eine Planungssicherheit, was zukünftige Ver-
handlung betrifft. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön, Dankeschön. Als 
Nächstes der Kollege Durz von der CDU/CSU-
Fraktion. 
 
Abg. Hansjörg Durz (CDU/CSU): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren. Zu-
nächst möchte ich mich bei den Sachverständigen 
auch ganz herzlich bedanken, dass Sie uns heute 
Rede und Antwort stehen. Meine erste Frage geht 
an den Herrn Bosselmann. Herr Bosselmann, ich 
möchte von Ihnen einfach wissen, bleibt das Ur-
teil oder dessen Umsetzung hinter Ihren Erwar-
tungen zurück oder sehen Sie diese Regelungen 
im Grunde auch ganz positiv? 
 
Der Vorsitzende: Herr Bosselmann bitte. 
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SV Marten Bosselmann (BIEK e.V.): Vielen Dank, 
Herr Durz. Das ist die entscheidende Frage. Also 
wir haben geklagt beim Bundesverwaltungsgericht 
in Leipzig, haben da letztes Jahr gewonnen und in 
diesem Jahr beim Verwaltungsgericht Köln jeweils 
gegen die 2015er und 2019er Portoentscheidung. 
Beide Gerichte haben gesagt, die sind zu hoch. 
Wir sind natürlich enttäuscht, dass das im Nach-
hinein jetzt legalisiert werden soll und ich möchte 
in aller Deutlichkeit sagen, die Argumente der 
Post, dass das nur formelle Anforderungen waren, 
das ist nicht richtig. Ich zitiere aus dem Urteil. 
Der Effizienzkostenbegriff des Paragrafen 20 Ab-
satz 1 PostG umfasst einen Gewinnzuschlag, der 
die zu erwartende Kapitalrendite abbildet. Die 
Post verdient im Briefbereich verglichen mit ande-
ren Unternehmungen aus ihrer Struktur das 2,2fa-
che und vergleichen mit den DAX 30 Unterneh-
men, da wird der Post sogar das Dreifache zugebil-
ligt, also die Marge ist viel zu hoch, die der Post 
dort zugebilligt wird. Von daher sind wir ent-
täuscht, wie diese Geschichte umgesetzt wird und 
für den Wettbewerb, der genau die gleichen Kos-
ten hat im Bereich Personal, bei den Fahrzeugen, 
bei der IT bleibt nichts übrig. Im Paketmarkt müs-
sen wir dieses Geld verdienen und haben dazu 
nicht die Möglichkeit, wie die Post, im Briefmarkt 
Geld zu verdienen. Von daher sind wir mehr als 
enttäuscht über die aktuelle Entwicklung. Wir ge-
hen natürlich davon aus, dass es eine große Post-
gesetznovelle geben wird, aber derzeit funktio-
niert das nicht. Im Übrigen muss man sehen, das 
Bundeswirtschaftsministerium hatte schon eine 
entsprechende Novelle vorgelegt. Aus unserer 
Sicht sind die Gründe, dass sie coronabedingt 
nicht kommt, vorgeschoben und man sieht das ja 
auch bei der Positionierung zu den einzelnen The-
men. Die Post ist voll des Lobes, ist begeistert und 
der Wettbewerb muss leiden. Dass die Preis- 
Kosten-Schere, die Herr Dr. Otremba so lobt, für 
uns im Paketmarkt nichts bringt, dürfte allen be-
kannt sein und diese von uns lange geforderte 
Trennung der Märkte in Brief und in Paket, das 
wird so leicht touchiert, wird aber in der tatsächli-
chen Umsetzung in der Praxis nicht gerecht. Von 
daher, unsere Bitte, ganz klare Trennung der 
Märkte. Wir müssen das Geld im Paketmarkt ver-
dienen und die Post soll im Briefbereich gern und 
gut verdienen. Aber Maß und Mitte, um das bitten 
wir und denken Sie an den Wettbewerb, der ge-

nauso wie die Post von der Alm bis zur Hallig un-
terwegs ist, in jeder Stadt, in jedem Dorf. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Houben von der 
Fraktion der FDP bitte. 
 
Abg. Reinhard Houben (FDP): Ja, Herr Vorsitzen-
der. Ich möchte den Professor Kühling von der 
Monopolkommission fragen. Es ist angesprochen 
worden, wir haben eigentlich auf eine große Post-
reform gesetzt, jetzt haben wir eine minimal inva-
sive und der entscheidende Knackpunkt ist dieses 
Jahr das mehr so nach dem Bussystem einge-
brachte Paket. Es geht ja weniger um die Strafver-
folgung jetzt, sondern es geht eigentlich um die 
Legalisierung der gescheiterten Preiserhöhung. 
Wie bewertet denn die Monopolkommission  
erstens, dass man die Chance einer großen Postre-
form verpasst hat und wie bewerten Sie die jetzt 
weiterhin mögliche Preisfindung für die Briefe? 
Danke. 
 
Der Vorsitzende: Professor Kühling bitte. 
 
SV Prof. Dr. Jürgen Kühling (Vorsitzender der 
Monopolkommission): Vielen Dank, Herr Vorsit-
zender, vielen Dank, Herr Houben. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, sehr geehrte Abgeord-
nete, vielen Dank, dass wir uns hier als Monopol-
kommission äußern dürfen. Diese kleine Novelle 
ist aus unserer Sicht insofern eine Enttäuschung, 
einerseits, weil sie nur klein ist und ein paar 
Dinge fehlen, die wir uns von einer großen No-
velle erhofft hätten. Und da muss man ja sagen, 
dass wir aus dem Wirtschaftsministerium nicht 
nur im August 2019 sehr überzeugende Eckpunkte 
bekommen haben, sondern im Herbst 2020 ein Re-
ferentenentwurf kursierte, der aus unserer Sicht 
sehr viele positive Elemente enthalten hätte. Wür-
den wir über den heute diskutieren, wären wir je-
denfalls von der Monopolkommission wesentlich 
glücklicher. Es fehlt einiges, vielleicht kommen 
wir da in der zweiten Runde dazu. Aus unserer 
Sicht ist ganz wichtig die Erweiterung des Teil-
leistungszugangs, um mehr wettbewerbliche Im-
pulse zu setzen. Auf der anderen Seite enthält 
diese Novelle auch gute Dinge, die Preis-Kosten-
Schere ist ja schon angesprochen worden, auch 
das Schlichtungsverfahren verbindlich zu erklä-
ren, ist positiv. Aber sie enthält eben etwas, was 
aus unserer Sicht ganz unverständlich ist und das 
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ist die Legalisierung eines des bislang letztlich 
durch die Gerichtsbarkeit als rechtswidrig festge-
stellten Entgeltregulierungszustandes. Und dieser 
Entgeltregulierungszustand, um das nochmal 
deutlich zu sagen, weicht eben ab von dem sinn-
vollen Leitbild, wie wir es im Postgesetz formu-
liert haben, nämlich die kosteneffizienten Leis-
tungsbereitstellungen und normiert dann auf der 
Entgeltregulierungsverordnungsebene ein Leitbild 
mit dem Abstellen auf Gewinnmargen vergleich-
barer Unternehmen im europäischen Verbund. 
Gewissermaßen auf eine Gewinnmarge, die eben 
dazu führt, und wir haben das in der Monopol-
kommission ausgerechnet, dass zusätzliche Rendi-
ten erzielt werden gegenüber der eigentlich ur-
sprünglich im Gesetz vorgesehenen sinnvollen Re-
gulierung von 150 Millionen Euro pro Jahr. Dieses 
Geld wird nicht nur den Kundinnen und Kunden 
aus der Tasche gezogen, die entsprechende Briefe 
einreichen und mit ausfrankieren, sondern eben 
auch mit dem Potenzial versehen, im Wettbewerb 
zur Quersubventionierung genutzt zu werden und 
insofern finden wir es sehr bedauerlich. Man hat 
jetzt zwei Möglichkeiten. Man könnte das Postge-
setz klarstellen in die Richtung, wie es richtig ist, 
beziehungsweise in der Postentgeltregulierungs-
verordnung klarstellen, dass Effizienzorientierung 
greift und damit marktübliche Kapitalrenditen, 
wie sie auch in anderen Märkten gezahlt werden. 
Oder eben, und das ist der Weg, der hier beschrit-
ten wird, man legalisiert den rechtswidrigen Zu-
stand im Gesetz selbst und das führt natürlich 
dazu, dass wir keine Effizienzorientierung hier ha-
ben. Wir gehen auch, wie wir sowohl in unserem 
Policy Brief schon Ende des Jahres klargemacht 
haben, als auch in unserer jetzigen Stellung-
nahme, auch nicht davon aus, dass die Post hier 
einen besonderen Welpenschutz für die Digitali-
sierung benötigt. Sie hat ausreichende Gewinne 
und die wurden auch in diesem Jahr wieder er-
zielt und sie ist insofern auf diese Unterstützungs-
maßnahmen, aus unserer Sicht, nicht angewiesen. 
Insofern wäre es besser, in der umgekehrten Rich-
tung einen marktüblichen Kapitalkostensatz in die 
Entgeltregulierungsverordnung aufzunehmen. 
 
Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Es spricht  
Kollege Meiser von DIE LINKE.. 
 
Abg. Pascal Meiser (DIE LINKE.): Ja, vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Meine Frage richtet sich an 

Herrn Dr. Kleinlein. Fangen wir vielleicht erst ein-
mal mit den Basics zur Portoberechnung und Ge-
nehmigung an. Welche Eigenkapitalrendite ergibt 
sich nach Ihrer Kenntnis für die Deutsche Post zu 
deren Briefsparte auf Grundlage des erst jetzt vor-
liegenden Gesetzentwurfs beziehungsweise der 
bisher geltenden Verordnung und wie bewerten 
Sie diese Kapitalrendite im Vergleich auch zu an-
deren? 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Kleinlein 
bitte. 
 
SV Dr. Kornelius Kleinklein (Raue PartmbB): Ja, 
danke für die Frage, vielen Dank, Herr Vorsitzen-
der. Wir haben uns in einem Aufsatz, den alle 
Ausschussmitglieder bekommen haben sollten, 
mit dieser Frage eingehend befasst. Wir haben die 
Berechnung der Eigenkapitalrendite für das Seg-
ment Post und Paket Deutschland nach dem Jah-
resabschluss der Deutschen Post 2019 vorgenom-
men und sind zu dem Ergebnis gekommen, dass 
die Eigenkapitalrendite stolze 54,4 Prozent be-
trägt. Das ist das 2,2fache des Kapitalkostensatzes, 
der sich ergeben würde, wenn man die Fremd- 
und Eigenkapitalkosten berechnen würde wie im 
gesetzlichen Effizienzkostenmaßstab vorgesehen 
und von Professor Kühling für richtig gehalten 
und vorgeschlagen. Und es ist das 3,1fache der  
Eigenkapitalrendite der Dax 30 Konzerne. Wir be-
werten diese Eigenkapitalrendite als vollkommen 
überhöht und wir möchten betonen, dass sie nicht 
dadurch gerechtfertigt werden kann, dass der Per-
sonalkostenanteil bei der Post höher ist als bei 
personal-/kapitalintensiven Unternehmen. Die 
Personalkosten werden voll umfänglich abgedeckt 
durch die Regelungen der Postentgeltregulierungs-
verordnung, dass die Wahrung der wesentlichen 
Arbeitsbedingungen wie es im zensierten Bereich 
üblich ist, dass die sicherzustellen ist. Die Perso-
nalkosten ist eine andere Kostenart als der Ge-
winnzuschlag, um den es hier geht. Der Gewinn-
zuschlag, das ist der Gewinn, der letztlich den  
Eigenkapitalgebern zugestanden wird. Ich möchte 
auch darauf hinweisen, dass hier eben nicht wirk-
lich vollständig und sorgfältig argumentiert wird. 
In der Stellungnahme der Deutschen Post, da 
heißt es, die Abschreibungen betrugen lediglich 
310 Millionen Euro, aber die Abschreibungen, die 
sind ein weiterer Kostenbestandteil, der auch ver-
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gütet wird. Hier geht es nicht um die Abschrei-
bungen, sondern hier geht es um die Verzinsung 
des Eigen- und Fremdkapitals. Und da kommen 
ganz andere Werte heraus. Wir haben es wieder 
gerechnet für den Bereich Post und Paket 
Deutschland, also wir kommen, ich hab die ge-
nauen Zahlen jetzt hier nicht griffbereit, wir kom-
men auf 450 Millionen Eigenkapitalrendite, wenn 
man einen angemessenen Eigenkapitalzins ansetzt 
und dann noch einmal auf gut 70 Millionen 
Fremdkapitalkosten, also hier wird ein vollkom-
men unzutreffender Eindruck erweckt. Vielen 
Dank. 
 
Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Nun spricht 
Herr Kotré von der AfD bitte. 
 
Abg. Steffen Kotré (AfD): Ja, vielen Dank. Meine 
Frage geht an Herrn Dr. Otremba und Herrn  
Bosselmann. Wie sehen Sie die Regelungen, die 
inkriminierten Güter, die ja wohl doch vermehrt 
auch auf dem Postweg versendet werden, hier ein-
zudämmen? Da ist ja dieser Vorschlag gemacht 
worden im Gesetzentwurf. Wie stehen Sie dazu? 
Ist das ein Problem? Ist es ein datenschutzrechtli-
ches Problem? Ist es ein Problem in der Handha-
bung? Wenn Sie uns dazu vielleicht ein, zwei 
Sätze sagen könnten. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Otremba mit der 
Bitte, die Frage zu teilen. 
 
SV Dr. Walther Otremba (Bundesverband Brief-
dienste): Ja, also für uns ist es bisher noch kein 
großes Problem, diese Güter fallen bei unseren Ge-
schäftskundenversendern, diese gefährlichen Gü-
ter fallen bei unseren Geschäftskunden eigentlich 
eher nicht an. Insofern sehen wir den Gesetzent-
wurf unkritisch. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Bosselmann bitte. 
 
SV Marten Bosselmann (BIEK e.V.): Ja, das sehen 
wir ähnlich. Also unsere Unternehmen, die ge-
nauso wie die Post, da sieht man im Übrigen, dass 
gleiches ungleich und wesentlich ungleiches 
gleich behandelt wird. Wir sind wie die Post in 
dem Bereich unterwegs und arbeiten natürlich mit 
den Strafverfolgungsbehörden, mit dem Zoll, mit 
der Polizei, mit der Staatsanwaltschaft zusammen. 

Wir sind natürlich diejenigen, die auch entspre-
chende Güter aus dem Verkehr ziehen und das ist 
gängige Praxis, dass wir da eng und engagiert zu-
sammenarbeiten mit den Strafverfolgungsbehör-
den. Von daher sehen wir da keine Probleme. Das 
ist eigentlich gängige Praxis, die dort vollzogen 
wird oder dann Recht wird. In diesem Zusammen-
hang nochmal mein deutlicher Hinweis, Märkte 
müssen getrennt werden. Herr Otremba steht für 
den Briefmarkt, wir stehen für den Paketbereich. 
Das sind unterschiedliche Bereiche und wir 
kämpfen mit relativ schwachen Margen im Paket-
bereich und die Post wird fürstlich, fürstlich im 
Monopolbereich Brief vom Staat privilegiert. Das 
ist das Problem und Sie sehen bei den inkrimi-
nierten Gütern, wir machen das Gleiche. Warum 
wird da mit zweierlei Maß gemessen? Dr. Klein-
lein hat es sehr anschaulich vorgeführt. Warum 
soll Oma Krause, um das mal plakativ zu machen, 
die zu Hause in Quarantäne sitzt, einen Brief 
schreibt, einem Konzern, der derart viel Geld ver-
dient, über ihr Porto noch größere Renditen er-
möglichen? Das ist schwierig in diesem Zusam-
menhang. Jetzt haben wir noch 25 Sekunden und 
ich muss die irgendwie nutzen. Ja, Gewinn bei der 
Post, 4,8 Milliarden im letzten Jahr, 4,8  Milliar-
den. Das muss man sich mal überlegen, was man 
ausgibt, um diese Krise zu schultern. Unsere For-
derung ist, wenn man die Anteile des Bundes an 
der Post von 10 Milliarden verkauft, könnten wir 
viel lösen. Also, klarer Appell, trennen Sie sich 
von den 21 Prozent, die sie über die KfW-Banken-
gruppe an der Post haben. Ich habe sogar noch 
mehr, ich dachte, da steht so die Kamera davor, 
deswegen bin ich so ein bisschen gehandicapt, 
Herr Vorsitzender. Ich darf ja weiterreden, meinen 
Forderungskatalog weiter abhandeln. Nein, aber 
Sie sehen mal, was wurde ausgegeben für die Ret-
tung von KarstadtQuelle zum Beispiel? Da kann 
man mit Leichtigkeit aus diesem Bereich was ma-
chen und wie gesagt, wir wollen der Post nichts 
Böses, wir wollen die auch nicht verklagen. Wir 
haben die Bundesnetzagentur verklagt. Wir dürfen 
jetzt im Übrigen kostenlos Briefe verschicken, als 
Einzige, als Einzige. Der Verband, und wir sind 
jetzt von unserem Mitgliedsunternehmen relativ 
gut ausgestattet, aber Oma Krause darf das nicht. 
Die muss weiter übererhöhtes Porto zahlen. Das 
ist doch ein Skandal, diese inter-partes-Regelung, 
die auch Dr. Kleinlein so kritisiert. Warum muss 
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Lieschen Müller immer noch das hohe Porto zah-
len und wir nicht? Also diese Fragestellung muss 
man sich mal auf der Zunge zergehen lassen. Das 
ist das eigentliche Problem, das wir haben. Jetzt 
ist die Zeit vorbei. 
 
Der Vorsitzende: Herzlichen Dank, auch für den 
Einsatz für Lieschen Müller. Wir sind damit am 
Ende, nein. Es kommen noch die GRÜNEN. Als 
Nächstes Frau Dröge bitte, von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. 
 
Abge. Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Ja, vielen Dank, Herr Vorsitzender. 
Schön, dass Sie an uns noch gedacht haben. 
Meine Frage geht an Herrn Professor Zimmer. Ich 
möchte auch Sie befragen zu der sehr kleinen 
Postgesetznovelle, die uns jetzt vorliegt und insbe-
sondere zu der Berechnungsgrundlage des Brief-
portos. Wie bewerten Sie den vorliegenden Vor-
schlag, insbesondere mit Blick auf die Interessen 
der Verbraucherinnen und dem Ziel fairen Wett-
bewerb im Post- und Paketmarkt sicherzustellen? 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Professor Zimmer 
bitte. 
 
SV Prof. Dr. Daniel Zimmer, LL.M. (Universität 
Bonn): Vielen Dank, Herr Vorsitzender, Frau Ab-
geordnete Dröge. Ich habe ja zu einer Reihe von 
Fragen oder von Themen etwas gesagt in meiner 
Stellungnahme. Wenn Sie mich speziell auf die 
Entgeltregulierung ansprechen, wie sie im Ände-
rungsantrag vorgesehen ist, muss ich sagen, dieser 
Änderungsantrag führt die Regulierung ad absur-
dum. Anders kann man das wirklich nicht be-
zeichnen. Die Regulierung ist ja geschaffen wor-
den, weil es auf den Briefmärkten an wirksamem 
Wettbewerb fehlt. Das Unternehmen, das hier eine 
marktbeherrschende Stellung innehat, ist dazu 
verpflichtet worden, nicht mehr als die Kosten der 
effizienten Leistungsbereitstellung zu berechnen, 
also nicht mehr, als es bei wirksamen Wettbewerb 
erwirtschaften könnte. Dieses an einem Wettbe-
werbsergebnis orientierte Maß soll jetzt, wie 
schon in der vom Bundesverwaltungsgericht kas-
sierten Verordnung von 2015, durch ein ganz an-
deres Maß ersetzt werden, durch eine Orientie-
rung an Renditen, die vergleichbare Unternehmen 
auf ausländischen Märkten erzielen. Jeder weiß, 
dass diese vergleichbaren Unternehmen zu einem 

großen Teil ihrerseits eine marktbeherrschende 
Stellung innehaben und Monopolgewinne erzie-
len. Mit anderen Worten, es soll, wie schon in der 
Verordnung von 2015, dem inländischen Marktbe-
herrscher gestattet werden, Renditen in der Höhe 
zu erzielen, die andere Marktbeherrscher im Aus-
land erwirtschaften. Ich hab es schon gesagt, Re-
gulierung ad absurdum. Wenn man die vorge-
schlagene Regelung nüchtern analysiert, stellt 
man fest, dass hier ein Änderungsantrag auf die 
Herstellung einer in sich widersprüchlichen Ge-
setzeslage gerichtet ist. Einerseits soll am Begriff 
der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung 
festgehalten werden, anderseits soll bei der Ent-
geltbemessung auf ein Maß abgestellt werden, 
Renditen auf europäischen anderen Märkten, das 
mit dem Konzept der Kosten der effizienten Leis-
tungsbereitstellung nicht vereinbar ist. Das hat das 
Bundesverwaltungsgericht, diese Unvereinbarkeit, 
Widersprüchlichkeit von beidem, hat das Bundes-
verwaltungsgericht gerade festgestellt. Das Gericht 
führt aus, ich zitiere, der Effizienzkostenmaßstab 
des Paragrafen 20 Absatz 1 PostG verlangt die Er-
mittlung des Gewinns des regulierten Unterneh-
mens nach der Verzinsung des eingesetzten Kapi-
tals. Daher war Paragraf 3 Absatz 2 Satz 2 der Ver-
ordnung unwirksam, der die Ermittlung des Ge-
winns aufgrund einer Vergleichsbetrachtung der 
Umsatzrenditen vergleichbarer europäischer Post-
unternehmen vorgesehen hat. Das heißt, ein Ren-
ditenvergleich mit ausländischen Marktbeherr-
schern steht mit dem Konzept der Kosten der effi-
zienten Leistungsbereitstellung inhaltlich in Wi-
derspruch. Falls der Änderungsantrag zu Para-
graf 20 PostG beschlossen wird, ist mit Spannung 
zu erwarten, wie das Bundesverwaltungsgericht 
im nächsten Verfahren zu Paragraf 20 PostG ur-
teilt. Hier ist zu besorgen, dass das Gericht einer 
Gesetzesregelung, die in sich widersprüchlich ist, 
die Wirksamkeit abspricht. Außerdem bestehen, 
wie gesagt worden ist, Zweifel an der Vereinbar-
keit mit höherrangigem Recht, nämlich mit der 
Postdiensterichtlinie von 1997. Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Herzlichen Dank auch Ihnen. 
Wir sind nun am Ende der ersten Runde angelangt 
und ab jetzt gilt dann eine Redezeit für Frage und 
Antwort von drei Minuten. Ich bitte, dies zu be-
rücksichtigen. Als erstes spricht Herr Abgeordne-
ter Mohrs von der SPD. 
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Abg. Falko Mohrs (SPD): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender, meine Damen und Herren. Ich hätte 
eine Frage an Peter Franke, und zwar sehen wir ja 
auch mit dem Änderungsantrag hier für das Ge-
setz neue Aufgaben, insbesondere in Fragen des 
Verbraucherschutzes, die Schlichtungsverfahren 
sind als Stichwort auch gefallen, hier für die Bun-
desnetzagentur vor. Da würde mich interessieren, 
wie sehen Sie diese neuen Aufgaben für die Bun-
desnetzagentur? Können die auch Erwartungen, 
die auch von Verbraucherinnen und Verbrauchern 
dann eigentlich an die Bundesnetzagentur auch 
zu Recht gestellt werden, können die erfüllt wer-
den? 
 
Der Vorsitzende: Herr Franke bitte. 
 
SV Peter Franke (Bundesnetzagentur): Ja, vielen 
Dank, Herr Mohrs. Wir glauben schon, dass wir 
die jedenfalls berechtigte Erwartung an das künf-
tige Schlichtungsverfahren erfüllen können. Wir 
haben ja vielfach derzeit schon die Situation in 
der vorhandenen Schlichtung, dass sich Kunden 
von Postdienstleitstern an uns wenden und er-
kennbar enttäuscht sind, wenn sich herausstellt, 
dass der Postdienstleister nicht bereit ist, sich am 
Schlichtungsverfahren zu beteiligen. Es besteht  
offensichtlich ein Bedürfnis bei den Postkunden, 
dass auf Konfliktfälle im Brief- wie im Paketbe-
reich auch ein, ja, neutraler Dritter einmal drauf-
sieht und sich aus seiner Perspektive mit beiden 
Beteiligten um eine Lösung des Konflikts bemüht. 
Ich glaube, mit der Regelung, wie sie das Gesetz in 
einem ersten Schritt jetzt vorsieht, gehen wir in 
die richtige Richtung. Nach wie vor ist es ja so, 
dass Beförderungen, die auf Sonderbedingungen 
beruhen, also insbesondere Sendungen der großen 
Versender, vom Schlichtungsverfahren nicht er-
fasst werden. Aber dafür sehen wir ja ein Monito-
ring vor und werden in einem zweiten Schritt, 
nämlich mit der großen Postgesetznovelle, die wir 
ja auch als Bundesnetzagentur für erforderlich 
halten, beurteilen können, ob eventuell noch eine 
Ausdehnung des Schlichtungsverfahrens erforder-
lich ist. Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Kollege Metzler 
von der CDU/CSU. 
 
Abg. Jan Metzler (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich 

hätte zwei Fragen zum verbindlichen Schlich-
tungsverfahren einmal an Sie, Herr Dr. Otremba. 
Aus Ihrer Sicht hat sich das Schlichtungsverfah-
ren im Briefbereich nach Ihrer Einschätzung als 
Mittel der außergerichtlichen Streitbeilegung be-
währt? Und eine zweite Frage hätte ich an Herrn 
Bodenbach. Eine Einigung unmittelbar zwischen 
Kunden und Postdienstleistern kommt ja nicht 
immer zustande. Wäre da die Teilnahme am Ver-
fahren nicht auch ein Signal an Ihre Kunden? Vie-
len Dank. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Otremba bitte. 
 
SV Dr. Walther Otremba (Bundesverband Brief-
dienste): Ja, vielen Dank, Herr Metzler. Diese 
Schlichtungsverfahren sind sicherlich ein not-
wendiges und wichtiges Instrument. Sie betreffen 
uns allerdings relativ selten. Der Streit zwischen 
Postdienstleistern und Kunden geht häufig um Pa-
kete, insofern, weil da Wertgegenstände verloren 
gehen und so weiter. Briefe gehen auch verloren, 
bei uns und bei der Deutschen Post AG, das hält 
sich ungefähr die Waage, der Verlust. Man sieht 
das ja immer so an Meldungen, auch in den Regio-
nalzeitungen. Aber es ist selten so, dass daraus ein 
Rechtsstreit entsteht. Das gibt es, das ist eher eine 
Frage der Vergabeverfahren etc., wenn wir da 
nicht leistungsfähig genug sein sollten im Einzel-
fall. Insofern Schlichtung, wir sehen das positiv, 
wenn da so was kommt, aber haben da keine gro-
ßen Aktien im Portfolio. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Bodenbach 
bitte. 
 
SV Wolfgang Bodenbach (DPDHL): Ja, wir haben 
natürlich Verständnis für den Verbraucherschutz 
und, dass das durchaus in vielen Fällen sinnvoll 
sein kann. So verfügen wir bei der Deutschen Post 
über ein sehr gutes Reklamationsmanagement, so-
dass bei der Erstbeschwerde des Kunden bei uns 
in Regel eine Regulierung zustande kommt von ir-
gendwelchen Schäden, die dem Kunden entgegen 
kommen. Wir glauben einfach daran, dass es eben 
durch eine zusätzliche Regulierung in die Bundes-
netzagentur eher selten, eher in Einzelfällen, zu 
anderen Ergebnissen kommt, bei denen der Ver-
braucher am Schluss schlechter gestellt ist. Das zu 
den Schlichtungsverfahren, nochmals vorweg, 
nun zu den anderen Themen. Es kommt ja nicht 
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auf die Eigenkapitalverzinsung an, so wie die Ver-
zinsung des betriebsnotwendigen Kapitals und im 
betriebsnotwenigen Kapital ist nicht unser Perso-
nal drin. Wir haben 8 Milliarden Personalkosten 
im Briefbereich und wir haben nur knapp 5 Milli-
arden Kapitalmittel drin, also betriebsnotwendi-
ges Kapital. Wenn wir unser Personal kapitalisie-
ren dürfen, können wir uns über eine andere Be-
messungsgrundlange unterhalten. Das dürfen wir 
aber nicht, das dürfen, glaube ich, nur Fußballver-
eine in Deutschland. Also bitte, von der Hinsicht, 
über Eigenkapital hier zu reden als Bemessungs-
zuschlag geht vollkommen daneben und eben  
alles nur über einen Kamm zu scheren, dass man 
zur Telekommunikation guckt, das geht auch 
nicht. Post ist was anderes. Wir sind personalin-
tensiv und wir dürfen unser Personal, nämlich 
das unser Kapital stellt, nicht bilanzieren. Diese 
Besonderheit muss man beachten und das hat der 
Gesetzgeber bereits 1998 getan und an der Situa-
tion hat sich nichts geändert. Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Als Nächstes Herr 
Durz von der CDU/CSU bitte. 
 
Abg. Hansjörg Durz (CDU/CSU): Ja, vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Ich möchte die Bundesnetza-
gentur, Herrn Franke, nochmals ansprechen. Herr 
Franke, die Bestimmung von Gewinnsätzen ist ja 
in vielen Regulierungsbereichen sehr kontrovers 
diskutiert. Sie haben einen sehr guten Überblick 
über die Postmärkte, also auch über deren Regu-
lierung. Was sind denn aus Ihrer Sicht die Beson-
derheiten der Postmärkte, die unter Umständen 
dazu führen, dass eben die Telekommunikations-
märkte anders betrachtet werden müssen? 
 
Der Vorsitzende: Herr Franke bitte. 
 
SV Peter Franke (Bundesnetzagentur): Das kann 
so sein und hängt ein bisschen davon ab, wie an-
lagenintensiv die Telekommunikationsmärkte 
sind. Da mag es Unterschiede zwischen Festnetz 
und Mobilfunk geben. Vor allem wird aber deut-
lich etwa im Vergleich zum Energiebereich, der 
durchgängig auf technische Anlagen angewiesen 
ist und auch da das Anlagevermögen als Bestand-
teil des Eigenkapitals eine viel größere Rolle spielt 
als im Postbereich, wo eben die Personalkosten 
viel stärker dominieren als in den anderen regu-
lierten Sektoren. Ich darf vielleicht dazu sagen, 

dass selbstverständlich für die Personalkosten, 
überhaupt für die Kosten der Post, nach wie vor 
der Effizienzmaßstab gilt. Kosten werden nur an-
erkannt, wenn sie dem Effizienzmaßstab entspre-
chen. Das ist das Eine. Das Andere ist aber, wo-
nach sollten sich die Eigenkapitalverzinsung und 
der Gewinnzuschlag bemessen? Eben bisher vor 
den Veränderungen ab 2015 nach den Grund-sät-
zen der Eigenkapitalverzinsung. Damit habe ich 
ein Problem, wenn das Eigenkapital für die Kos-
tenstruktur nicht der maßgebliche Faktor ist und 
deshalb hat man einen Wechsel vollzogen. Ich 
glaube nicht, dass das in Widerspruch steht zum 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts. Was bisher 
nicht eingeführt worden ist, ist die ausdrückliche 
Aussage des Gerichts, dass wir seit 2004 auch in 
der Telekommunikation, und zwar neben dem 
Maßstab der Eigenkapitalverzinsung, den Ver-
gleichsmaßstab haben für den Gewinnzuschlag 
und das Gericht fügt an, die Feststellung, dass 
diese Entwicklung im Postrecht bisher nicht nach-
vollzogen worden ist. Wenn das Gericht zum Aus-
druck bringen wollte, dass das eine unzulässige 
Entwicklung ist, hätte man das, vorsichtig gesagt, 
anders formulieren müssen. Also ich glaube 
schon, dass es einfach aufgrund der Kostenstruk-
tur im Postbereich für die Frage, wie bemisst man 
den Gewinnzuschlag im Postbereich, andere Aus-
gangsbedingungen gibt. Es gibt Anlass für den Ge-
setzgeber, politisch darüber nachzudenken, nach 
welchen anderen Kriterien der Gewinn ermittelt 
wird und ich meine, dass der Änderungsantrag da 
einen Weg findet, mit dem der Gesetzgeber, wenn 
er ihn aufgreift, sich im Rahmen seines politi-
schen Ermessens hielte.  
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Es spricht Herr 
Mohrs von der SPD. 
 
Abg. Falko Mohrs (SPD): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Nochmals kurz Danke an Herrn 
Franke für diese Klarstellung, die, glaube ich, 
doch nochmals einige Sachen zurechtgerückt hat. 
Ich würde nochmals an Herrn Köpke zum Thema 
Lastenallokation, beziehungsweise ich würde ja  
eher zu der Verpflichtung eben auch als Rechts-
nachfolge der Bundespost kommen wollen. Hier 
würde mich Ihre Einschätzung eben auch zu die-
ser Lastenallokation interessieren, wie das auch 
bisher geregelt ist mit den Sonderlasten und wel-
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che Rolle das dann auch für das Unternehmen, ge-
rade für diese Verpflichtungen, auch spielt? 
 
Der Vorsitzende: Herr Köpke bitte. 
 
SV Uwe Köpke (ver.di): Danke für die Frage. Die 
Lastenverteilung ist aus unserer Sicht gerechtfer-
tigt, weil sie sich als richtig erwiesen hat, und 
zwar, Sie haben es eben richtig schon angespro-
chen, dass hier nicht nur ganz normale Kosten ge-
deckt werden, sondern hier sind auch Kosten ent-
halten, die für die Beschäftigten aus der Postnach-
folge entstanden sind. Und zwar, die Beamtenbe-
soldung ist ja ein wichtiger Bestandteil, weil nicht 
nur die Beamtenbesoldung eine Rolle spielt, son-
dern hier spielen auch die Pensionslasten eine 
wichtige Rolle. Nach meinem Kenntnisstand sind 
das, wenn ich das jetzt richtig im Kopf habe, 
30 Prozent, wo die Post sozusagen eine Rückstel-
lung machen muss beziehungsweise an die Staats-
kasse Geld überweisen muss, damit die Lasten ge-
tragen werden. Was uns als Gewerkschaft sozusa-
gen immer ein bisschen wehtut, aber trotzdem 
freut, wir haben natürlich bei den Beschäftigten 
aus dem Tarifbereich auch hier die Löhne soweit 
abgefedert, dass die Kolleginnen und Kollegen, 
die schon aus der Bundespost kommen und dort 
Tarifbeschäftigte waren, hier keinen Lohnverlust 
haben, sondern dieser Lohn einfach abgesichert 
worden ist in Form eines Zuschlages, der auch 
noch dynamisiert wird. Das heißt, bei jeder Tarif-
runde verlieren die Kolleginnen und Kollegen 
hier nicht an Geld, sondern bekommen sozusagen 
auch hier den entsprechenden Ausgleich, den sie 
verdient haben für ihre harte Arbeit. Ich möchte 
da noch hintendran schieben, was, glaube ich, 
ganz wichtig ist und was immer vergessen wird, 
wenn man auf Netzinfrastrukturen guckt, die Post 
und auch alle anderen Dienstleister, die Sendun-
gen zustellen, die adressiert sind, das ist ein per-
sonalintensiver Bereich. Das ist nicht irgendwie 
ein Kabel, was in die Erde gezogen wird, was be-
stimmt gewartet werden muss, sondern hier gehen 
jeden Tag mehrere hunderttausend Menschen auf 
die Straße, um uns mit Gütern zu versorgen, mit 
Briefdiensten zu versorgen, auch mit notwendigen 
Medikamenten, gerade in Corona-Zeiten. Das 
möchte ich hier auch nochmal extra betonen. Von 
daher ist eine Lastenverteilung an der Ecke ge-
rechtfertigt. 
 

Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Herr  
Kotré, AfD. 
 
Abg. Steffen Kotré (AfD): Ja, meine Frage richtet 
sich nun an Herrn Wolfgang Bodenbach. Und da 
die Frage, wie sieht er sein Unternehmen, seine 
Unternehmensgruppe? Will dieses Unternehmen 
in die Marktwirtschaft, wenn alle anderen Bedin-
gungen entsprechend so gestaltet wären? Ist die 
Postdienstleistung eine Daseinsvorsorge? Ist es 
eine hoheitliche Aufgabe? Sie merken, worauf ich 
hinaus will. Einfach Stellung des Unternehmens 
auch innerhalb der Regularien und auch vor dem 
Prinzip der Marktwirtschaft. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Bodenbach bitte. 
 
SV Wolfgang Bodenbach (DPDHL): Diese Frage 
hat der Gesetzgeber ja schon vor vielen Jahren ge-
klärt. Postdienste, Postdienstleistungen sollen 
letztendlich im Wettbewerb in der freien Markt-
wirtschaft in vollständig liberalisierten Märkten 
erbracht werden. Diesen Zustand haben wir ja 
auch in Deutschland. Die Daseinsvorsorge obliegt 
dem Staat. Wir erbringen zurzeit die Daseinsvor-
sorge. Wir erkennen uns da ganz klar zu, dass wir 
im Endeffekt die flächendeckende Versorgung si-
cherstellen, sowohl im Filialbereich wie auch in 
den Zustellungsbereichen. Das, glaube ich, steht 
letztendlich gar nicht zur Diskussion. Die Lösung 
für den Postmarkt, die hier in Deutschland ja an-
gestrebt ist, ist eben Daseinsvorsorge in vollstän-
dig liberalisierten Märkten mit privatisierten Un-
ternehmen und diesen Zustand haben wir ja er-
reicht. Betont sei nur an der Stelle, dass wir das 
einzige Unternehmen sind, dass sich zurzeit dazu 
bereit erklärt, verpflichtet, den Universaldienst in 
Gänze, in allen Facetten zu erbringen, sei es eben 
Briefkastennetze zu unterhalten, sei es, Filialnetze 
zu unterhalten, die 6-Tage-Zustellung flächende-
ckend durchzuführen. Wir sehen Wettbewerber, 
die Teile davon machen, es gibt aber kein Unter-
nehmen, das in irgendeiner Form diese Leistun-
gen vollständig erbringt. Daraus existieren zwar 
auch Lasten, aber diese Lasten, über die wir hier 
reden, sind überwiegend überhöhte Löhne und 
Gehälter aus der Zeit der Bundespost, nämlich 
diejenigen, die entweder noch nach dem ÖTV, 
also nach dem Tarifvertrag der Bundespost be-
zahlt werden müssen oder bei Beamten, wo wir 
sehr hohe Lohnnebenkosten haben, die 33 Prozent 
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Beamtenpensionen plus die Beihilfe macht am 
Schluss fast 50 Prozent Nebenkosten, das hat kein 
Wettbewerber, und eben diese Kosten müssen wir 
am Markt verdienen können. Wenn wir das nicht 
können, dann muss der Staat sie übernehmen. Das 
will keiner, im Gegensatz zu den Unternehmen, 
wo manche Verbandsmitglieder hier die Mutterge-
sellschaft (unklar), nämlich im Ausland. Hier ha-
ben wir ja teilweise in Deutschland Paketdienst-
leister der Muttergesellschaften im Ausland, die 
staatliche Subventionen genau für diese Lasten 
bekommen in größerer Höhe, und das haben wir 
in Deutschland nicht. Und deswegen müssen wir 
auch in der Lage sein, die Lasten frei zu verteilen. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Metzler von 
der CDU/CSU. 
 
Abg. Jan Metzler (CDU/CSU): Ja, vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Ein weiteres Element unserer 
Vorlage ist ja auch der Wegfall der Entgeltgeneh-
migungspflichten. In diesem Zusammenhang 
hätte ich eine Frage an Herrn Franke. Führt dieser 
Wegfall dazu, dass sich die Beschlusskammern in 
Zukunft stärker auf die Kernaufgabe, sprich die 
Förderung des Wettbewerbs, fokussieren können? 
 
Der Vorsitzende: Herr Franke bitte. 
 
SV Peter Franke (Bundesnetzagentur): Ja, durch 
den Wegfall der Genehmigungspflicht eröffnen 
sich in der Tat bessere Wettbewerbschancen, auch 
für kleinere Anbieter, in Vergabeverfahren von Be-
hörden, die förmliche Zustellungen ausschreiben, 
wettbewerbsfähige Angebote zu machen. Das war 
bisher ein erheblicher bürokratischer Aufwand 
und wir glauben, dass das ein Element des Ände-
rungsantrages ist, das Bürokratie abschafft, und 
zwar entbehrliche Bürokratie abschafft und echte 
Wettbewerbschancen in diesem klar abgegrenzten, 
nicht sehr großen Bereich, aber in diesem Bereich 
wettbewerbswirksam fördern kann. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes Herr  
Houben von der FDP bitte. 
 
Abg. Reinhard Houben (FDP): Ja, ich möchte 
nochmals Professor Kühling ansprechen. 
Zwei Dinge. Erstens, Herr Bodenbach hat es ja in 
relativ großer Offenheit gesagt, wir müssen das 
Porto erhöhen, damit die „Altlasten“ der alten 

Post von der jetzt aktuellen Post getragen werden 
müssen. Wie bewerten Sie das? Und zweitens, bei 
der Frage Vergleichsporti in Europa, warum 
wurde bei den verschiedenen Verfahren immer 
auf unterschiedliche Länder zugegriffen? Warum 
wird außerdem nicht auch auf außerhalb Europas 
bestehende Postdienstleister bei diesem Vergleich, 
wenn wir ihn denn schon haben, zurückgegriffen? 
Danke. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Professor Kühling bitte. 
 
SV Prof. Dr. Jürgen Kühling (Vorsitzender der 
Monopolkommission): Ja, vielen Dank, Herr  
Houben, für die Fragen. Vielleicht mit der letzten 
Frage beginnend, es gibt ja durchaus auch ein 
wettbewerbskompatibles Verfahren, dass ich auf 
ausländische Vergleichsmärkte gehe, da muss ich 
mir natürlich genau anschauen, ob denn auf die-
sen ausländischen Vergleichsmärkten funktionsfä-
higer Wettbewerb besteht, sodass ich die heranzie-
hen kann, weil ich davon ausgehen kann, dass 
dort Umsatzrenditen erzielt werden, die eben 
auch im Wettbewerb entstehen. Also insofern 
wäre durchaus, und auch da gibt es ja Vorschläge, 
dahingehend dieses Instrument so zu ertüchtigen, 
dass es gewissermaßen wettbewerbsorientiert ent-
sprechende Vergleiche ermöglicht. Das ist bei dem 
jetzigen Mechanismus nicht möglich und führt 
eben dann dazu, dass aus unserer Sicht überhöhte 
Renditen erzielt werden können mit den entspre-
chenden Quersubventionspotentialen. Das ist das 
eine Thema und wenn ich vielleicht ganz kurz 
noch, weil jetzt so viel gesagt worden ist, damit 
hier nicht ein falscher Eindruck entsteht, als ob 
die Deutsche Post AG die einzige ist, die ihre Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer angemessen 
finanzieren muss, wir setzen uns ja dafür ein, dass 
ein Wettbewerb entsteht, da müssen natürlich 
dann alle Briefträgerinnen und Briefträger, das ge-
samte Personal, angemessen bezahlt werden kön-
nen. Das muss durch eine angemessene Kostenre-
gulierung gewährleistet sein, aber das betrifft na-
türlich die Wettbewerber ganz genauso. Auch die 
müssen ihr Personal entsprechend bezahlen. Also 
wenn dort Quersubventionierungen erfolgen, 
dann ist das für die genauso schwierig, das hinzu-
bekommen. Und dasselbe gilt für den Universal-
dienst, das klingt so, als ob die Deutsche Post AG 
das gemeinwohlorientiert aus der, jetzt hätte ich 
fast gesagt, Portokasse bezahlt. Es ist aber nicht so, 
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sondern die Deutsche Post AG hat natürlich ent-
sprechende Privilegien, Umsatzsteuerprivileg etc., 
das heißt also, da haben wir ja schon mehrfach ge-
sagt, wenn denn da tatsächliche Leistungen er-
bracht werden, die andere nicht erbringen, dann 
sollte auch geprüft werden, ob da keine Überkom-
pensation erfolgt. Und insofern, um zur ersten 
Frage zu kommen, ist es deshalb wichtig, dass wir 
eine verursachungsgerechte Kostenzuschlüsselung 
bekommen, und da sehen wir das, was jetzt in 
dem zweiten Teilvorschlag drin ist, nämlich die 
Orientierung an der Tragfähigkeit als besonders 
problematisch an, da hier relativ stark Quersub-
ventionspotentiale versteckt werden können. Dan-
keschön. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Als nächstes  
Kollege Meiser, DIE LINKE.. 
 
Abg. Pascal Meiser (DIE LINKE.): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Meine Frage richtet sich erneut 
an Herrn Dr. Kleinlein. Wir haben jetzt schon 
mehrfach gehört, die Bundesregierung, die Regie-
rungsfraktionen wollen es sich jetzt recht einfach 
machen. Die zweifach vom Bundesverwaltungsge-
richt kassierte Berechnungsgrundlage des Brief-
portos jetzt direkt im Postgesetz festschreiben. 
Wie beurteilen Sie diese Frage aus rechtlicher 
Sicht? Wie schätzen Sie das ein? Wir haben es ja 
jetzt schon in ein paar Stellungnahmen gehört. 
Wird der jetzt vorliegende Gesetzentwurf ggf.  
einer gerichtlichen Überprüfung standhalten? Ins-
besondere auch mit Blick auf die Vereinbarkeit 
mit dem Unionsrecht? 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Kleinlein bitte. 
 
SV Dr. Kornelius Kleinlein (Raue PartmbB): Vie-
len Dank, Herr Meiser. Dankeschön, Herr Vorsit-
zender. Unsere Überzeugung ist, dass der jetzt 
vorliegende Änderungsantrag der Fraktionen von 
CDU und CSU sowie SPD dem Unionsrecht nicht 
standhält und dass er auf einem Fehlverständnis 
des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts be-
ruht. In der Stellungnahme der Deutschen Post ist 
gesagt worden, es sei in dem seinerzeitigen Ver-
fahren von Klägerseite ausführlich vorgetragen 
worden, dass die Regelung nicht mit dem Unions-
recht vereinbar ist. Das Bundesverwaltungsgericht 
habe dazu nichts gesagt. Also sei dies dann doch 

wohl dann Sache des einfachen Gesetzgebers. Da-
mit macht man es sich zu einfach. Die entschei-
dende Passage ist auf Seite 4 der Stellungnahme 
der Deutschen Post zitiert. Ich lese das vor: „Auf-
grund dieser grundlegenden Verschiedenheit der 
Methoden, nämlich einmal Kapitalkostensatz und 
einmal Gewinnmargen, Ebit-Marge von Ver-
gleichsunternehmen, bedarf es einer den Anforde-
rungen des Artikel 80 Grundgesetz (GG) genügen-
den und den Vorrang des Paragrafen 20 Ab-
satz 1 PostG wahrenden gesetzlichen Ermächti-
gung, um dem Verordnungsgeber die Einführung 
von Elementen einer Vergleichsmarktbetrachtung 
zu ermöglichen.“ So. Warum hat das Bundesver-
waltungsgericht nicht gesagt, dann schreibt es 
doch ins Gesetz rein? Das Bundesverwaltungsge-
richt hat hier einen Fingerzeig gegeben, wie weit 
der nationale Gesetzgeber oder Verordnungsgeber 
gehen kann. Er kann angesichts der grundlegen-
den Verschiedenheit der Methoden, Sie haben das 
auch ausgeführt, kann er nur Elemente einer Ver-
gleichsmarktbetrachtung einführen und muss den 
Vorrang des Paragrafen 20 Absatz 1, also den Vor-
rang der Bestimmung des Gewinnzuschlags nach 
den Kapitalkosten wahren. 
 
Der Vorsitzende: Danke. 
 
SV Dr. Kornelius Kleinlein (Raue PartmbB): Und 
das ist nicht geschehen. 
 
Der Vorsitzende: Der Satz ist damit beendet.  
 
SV Dr. Kornelius Kleinlein (Raue PartmbB):  
Dankeschön. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Wir kommen nun 
zu Herrn Durz von der CDU/CSU. 
 
Abg. Hansjörg Durz (CDU/CSU): Ja, vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Ich möchte zwei Fragen an den 
Herrn Bodenbach richten. Zum einen, Herr  
Bodenbach, Sie hatten vorher schon mal erwähnt 
das Thema Altlasten aus der Zeit der Bundespost. 
Können Sie uns denn sagen, wann diese Altlasten 
sich erledigt haben werden, wie lange Sie diese 
noch sehen? Und die zweite Frage wäre, können 
Sie uns eine Einschätzung geben, wie hier zukünf-
tige Entwicklungen auf den Briefmärkten ausse-
hen und wie da auch das Thema Preisregulierung 
Einfluss nimmt darauf? 
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Der Vorsitzende: Danke. Herr Bodenbach bitte. 
 
SV Wolfgang Bodenbach (DPDHL): Ja, vielen 
Dank, Herr Durz. Also, Thema Altlasten. Das, was 
da als solche sogenannten nicht wettbewerbsübli-
chen Lasten bezeichnet wird oder als Altlasten 
sind im Wesentlichen die Personalkosten für rund 
26 000 Beamte und viele tausend Angestellte, die 
entweder nach dem Beamtenbesoldungsrecht be-
zahlt werden oder noch nach den Tarifverträgen, 
die die Deutsche Bundespost geschlossen hat. 
Dazu sind wir gesetzlich verpflichtet. Bei den Be-
amten kommen, wie ich schon dargestellt habe, 
die Beamtenpensionszahlungen hinzu und die 
Beihilfezahlungen. Wir werden diese Lasten noch 
über viele Jahre haben, das wird sich mit der Zeit 
sozusagen ausschleichen durch Alterung der Be-
schäftigten. Aber über die nächsten 20 Jahre wer-
den wir damit noch zu kämpfen haben und das 
muss letztendlich dann auch entsprechend gewür-
digt werden. Wir fahren ja hier nicht das Bahnmo-
dell, wo man diese ganzen Altlasten an den Staat 
abgegeben hat und die Bahn beschäftigt die Ange-
stellten zu wettbewerbsüblichen Löhnen und Ge-
hältern. Der Briefmarkt als solches entwickelt sich 
nach wie vor rückläufig. Wir sehen zurzeit Sen-
dungsmengenrückgänge von so ungefähr 
3 bis 4 Prozent im Jahr. Corona kann hier noch-
mals durch den Digitalisierungsschub eine Be-
schleunigung dieses Rückgangs erzeugt haben, 
aber das wird die Entwicklung sein, dass in den 
nächsten Jahren die Briefzahlen deutlich sinken. 
Sie sinken Gott sei Dank nicht so viel, wie in man-
chen anderen europäischen Ländern, aber es ist 
ein stetiger Prozess, der hier weitergeht, und da-
ran schließt sich dann die Frage, wie man bei  
einer Netzversorgung mit geringeren Mengen und 
steigenden Stückkosten im Endeffekt die Preise 
halten kann, sodass nicht durch die Preiserhö-
hung wieder ein weiterer Digitalisierungsschub 
ausgelöst wird. Vielleicht gestatten Sie noch, Herr 
Kleinlein, lesen Sie mal die Randziffer 60 in dem 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, dort steht 
nämlich genau drin, dass der Bundesgesetzgeber 
das regeln kann, was er heute regeln will, also von 
der Hinsicht, bitte seien Sie so fair, und wenn Sie 
schon zitieren das Gericht, zitieren Sie das auch 
vollständig. Das dient einfach der Sache. Vielen 
Dank. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Von den Grünen 

jetzt Frau Dröge bitte. 
 
Abge. Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Ja, vielen Dank, Herr Vorsitzender. 
Meine Frage würde sich nochmal an Herrn Profes-
sor Zimmer richten. In dieser Anhörung ist ja 
schon mehrfach das Thema gefallen, dass wir hier 
eine sehr kleine Novelle des Postgesetzes vor uns 
haben und wir uns eigentlich alle eine größere 
Novelle gewünscht hätten, die Bundesregierung ja 
auch eine solche angekündigt hat und schon Eck-
punkte vorgelegt hatte. Deswegen meine Frage an 
Sie, was wären aus Ihrer Sicht wichtige Punkte, 
die in dieser Novelle noch hätten geregelt werden 
müssen, um zum Beispiel mehr Wettbewerb im 
Postmarkt zu stärken und im Paketmarkt? 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Zimmer bitte. 
 
SV Prof. Dr. Daniel Zimmer, LL.M. (Universität 
Bonn): Vielen Dank. Was sowohl im Gesetzent-
wurf des Bundesrates als auch im Änderungsan-
trag fehlt, ist, Sie haben es angesprochen, Frau 
Abgeordnete, eine echte Postreform. Auch Herr 
Kollege Kühling hat in seinem ersten Statement 
schon darauf hingewiesen. Die Monopolkommis-
sion hat für eine solche wettbewerbsfördernde Re-
form seit langem wichtige Vorschläge gemacht. 
Das Bundeswirtschaftsministerium, Sie, Frau 
Dröge, haben eben darauf hingewiesen oder haben 
es angedeutet, hat in einem Eckpunktepapier 2019 
einigen Ehrgeiz gezeigt und ein in der laufenden 
Periode im Ministerium erarbeiteter Referenten-
entwurf enthielt Ansätze, die in die richtige Rich-
tung gehen. Was heißt das? Das betraf namentlich 
den Ausbau von Zugangsansprüchen von Wettbe-
werbern zu Teilleistungen. Bestünde ein solcher 
Teilleistungszugang auch jenseits des Bereichs 
von Briefen bis 1 000 Gramm, dann könnte das 
neue Wettbewerbskräfte entfachen. Es könnte na-
mentlich bei der Warenpost und bei der Beförde-
rung von Zeitungen und Zeitschriften zur Bele-
bung der Konkurrenz kommen, auch die Abschaf-
fung der Lizenzpflicht auf dem Markt für Brief-
dienstleistungen und die Überarbeitung der Buß-
geldvorschriften könnten dem Wettbewerb wich-
tige Impulse geben. Aus dem Blickwinkel von 
Wettbewerb und Verbraucherschutz ist zu bedau-
ern, dass die Bundesregierung diese Pläne, die im 
Grunde auf dem Weg waren, jetzt nicht weiter ver-
folgt. Danke. 
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Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Mohrs bitte, 
SPD. 
 
Abg. Falko Mohrs (SPD): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Ich würde eine Frage an Herrn Dr. 
Otremba stellen wollen. Sie hatten ja am Anfang 
schon mal kurz etwas zur Preis-Kosten-Schere ge-
sagt. Vielleicht können Sie ja nochmals für die 
Runde auch erläutern, warum hier eben auch 
diese Regelung für Sie eine wichtige Rolle spielt 
und es ja auch, ich sag mal, einer der Punkte ist, 
die seit längerem auch Sie persönlich oder Ihr 
Verband eben ja auch gefordert haben. Vielleicht 
können Sie ja nochmals etwas zur Bedeutung 
auch dieser neuen Regelung hier sagen. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Otremba bitte. 
 
SV Dr. Walther Otremba (Bundesverband Brief-
dienste): Ja, die Preis-Kosten-Schere ist ein in der 
Wettbewerbstheorie und Politik lang erprobtes In-
strument, um Wettbewerber in einem vertikal in-
tegrierten Markt auszuschließen, indem man die 
Preise für die Vorleistung, die der Wettbewerber 
braucht, möglichst hoch ansetzt und die Endkun-
denpreise, die sozusagen die komplette vertikale 
Produktionsstufenfolge umfasst, möglichst nied-
rig. Dann bleiben für den Wettbewerber, der nur 
auf einer Stufe tätig ist, nicht genug Verdienst-
möglichkeiten, um am Markt zu existieren. Und 
insofern ist dieses Instrument, diese Vermutungs-
regelung im Telekommunikationsrecht sehr er-
folgreich schon eingesetzt worden. Wir hatten das 
Problem bisher, dass wir auch auf diese Preis- 
Kosten-Schere bei der Bundesnetzagentur hinge-
wiesen haben, die hat aber immer gesagt, wir  
haben keine gesetzliche Ermächtigung, das darun-
ter zu subsummieren. Und deshalb ist jetzt die 
ausdrückliche Erwähnung künftig im Gesetz für 
uns hilfreich, weil dann sozusagen die Deutsche 
Post AG nachweisen muss, dass keine Preis- 
Kosten-Schere vorliegt. Besonders problematisch 
ist in diesem Zusammenhang das Auftreten der 
Deutschen Post AG im Konzert mit ihren 100pro-
zentigen Töchtern, die selber sozusagen die  
Leistungen anbieten, die sonst die Wettbewerber 
anbieten. Das ist die sogenannte Eigenkonsolidie-
rung. Durch so einen indirekten Wettbewerb sozu-
sagen über Töchter versucht man zu kaschieren, 
dass die Post gezielt Preisunterbietungen im Be-
reich dieser zusätzlichen Wertschöpfung der 

Wettbewerber macht, wenn die Ansätze, die diese 
Töchter der Unternehmen der Post ansetzen, 
zum Beispiel für die Abholung der Post, die Vor-
sortierung und die Bündelung so niedrig sind, 
dass kein Wettbewerber da eintreten kann, dann 
entsteht da auch keine Konkurrenz. Da ist die 
Netzagentur bisher so vorgegangen und hat gesagt, 
wir gucken einfach mal, ob das kostendeckend ist, 
was die Post und ihre Töchter da anbieten und 
wenn das kostendeckend ist, dann ist das nicht 
missbräuchlich. Diese Situation wird sich so nicht 
aufrecht erhalten lassen, insofern ist das Thema 
Eigenkonsolidierung, was wir eigentlich auch 
gerne sozusagen gesetzlich unterbunden hätten, 
zumindest teilweise angreifbar, insofern hilft uns 
auch diese Preis-Kosten-Schere und ich habe 
schon meinen Dank an die Abgeordneten und 
auch an das BMWi da schon zu geäußert, dass das 
jetzt zumindest mal kommt. Andere haben schon 
gesagt, dass noch ganz viele Elemente fehlen, 
auch die Frage von Frau Dröge ging ja dahin. Das 
ist auch unsere Auffassung, da fehlt noch einiges, 
aber wir stehen auf dem Standpunkt „besser etwas 
als gar nix“. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Kollege Metzler 
bitte. 
 
Abg. Jan Metzler (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Ich hätte eine Frage zum Bereich 
der Länderinitiative, Vorlagepflicht für inkrimi-
nierte Güter, und zwar eine Frage an Herrn  
Bodenbach und Sie, Herr Bosselmann. Können 
Sie uns eine Einschätzung, also einen Überblick 
darüber geben, in wie vielen Fällen Sendungen 
geöffnet werden und in wie vielen Sendungen 
dann sich eben inkriminierte Güter finden lassen.  
 
Der Vorsitzende: Herr Bodenbach bitte. 
 
SV Wolfgang Bodenbach (DPDHL): Ja, wir führen 
darüber keine Statistik. Ich kann nur Ihnen aus Er-
fahrungswerten sagen, dass dies ein Thema ist bei 
der Briefbeförderung, weil Sie in der Briefbeförde-
rung eben eine gewisse Anonymität der Sen-
dungsbeförderung haben. Sie haben keine Sen-
dungsverfolgung, also keinen Barcode, wo Sie 
schauen können, wo kommt die Sendung her und 
wo geht sie hin, sodass so immer wieder solche 
Sendungen auftauchen, wo solche Güter drin 
sind. Wenn die Verpackung irgendwie zerstört 
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wird oder wenn der Absender oder Empfänger 
nicht ermittelbar ist, dann gehen wir hier hin und 
versuchen durch Öffnung der Sendung, was ja 
durch das Postgesetz legitimiert ist, herauszufin-
den, wer ist Absender oder wer ist Empfänger, um 
Sendungen nicht der Vernichtung zuführen zu 
müssen, sondern an den Mann zu bringen, auf 
Deutsch gesagt. Und wenn wir da eben feststellen, 
dass hier solche inkriminierten Güter sind, wer-
den die in der Regel von uns einer Vernichtung 
überführt, also die Inhalte, und die eigentliche 
Sendung wird dann an die entsprechenden Adres-
saten weitergeschickt. Und wenn man jetzt diese 
Sendungen an die Strafverfolgungsbehörden über-
geben soll, dann ist es vernünftig, gut und richtig, 
hier eine Klarheit zu schaffen, dass solch eine 
Übergabe dann nicht gegen das Postgeheimnis 
verstößt, also unsere Mitarbeiter hier nicht eines 
Verstoßes gegen das Postgesetz sich strafbar  
machen. Deswegen begrüßen wir das. Aber eine 
konkrete Zahl habe ich leider nicht an der Hand. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Bosselmann bitte. 
 
SV Marten Bosselmann (BIEK e.V.): Ja, das was 
Herr Bodenbach sagt, stimmt in diesem Punkt ein-
deutig. Uns geht es ganz genauso. Wir erheben da 
auch keine Statistik und arbeiten eng mit den 
Strafverfolgungsbehörden zusammen. Was nicht 
stimmt, dass Herr Bodenbach behauptet, dass un-
sere Unternehmen von anderen europäischen 
Mutterorganisationen unterstützt werden. Nein. 
Absolut nein. GLS, Royal Mail, keine Unterstüt-
zung, DPD, La Poste, also französische Post, auch 
nicht. Die anderen sind im freien Wettbewerb  
oder als rein deutsche Unternehmen tätig. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Herr Kotré bitte 
von der AfD. 
 
Abg. Steffen Kotré (AfD): Meine Frage geht an 
Herrn Professor Kühling und Herrn Professor  
Zimmer. Es geht ja hier um die Subvention von 
Daseinsvorsorge, um also auch in der Fläche dann 
entsprechend die Dienstleistungen, die notwendig 
sind, anbieten zu können oder eben noch weitere 
Dienstleistungen, die als Daseinsvorsorge notwen-
dig sind. Können Sie sich ein anderes System vor-
stellen als direkt ein Unternehmen zu subventio-
nieren? Die Sache vielleicht auf eine höhere 
Ebene zu ziehen, wie man es zum Beispiel beim 

Verlegen von Glasfaserkabel macht, dass man 
eben Gebiete zuschneidet und dann sagt, das Un-
ternehmen muss also das gesamte Gebiet abde-
cken etc.. Da gibt es vielleicht Alternativen und ja, 
vielleicht dazu ein, zwei Worte. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Für mehr wird auch die Zeit 
nicht reichen. Herr Professor Kühling bitte. 
 
SV Prof. Dr. Jürgen Kühling (Vorsitzender der 
Monopolkommission): Ja, vielen Dank. Wir haben 
ja in allen Netzwirtschaften Erfahrungen, wie wir 
Daseinsvorsorgeleistungen im Wettbewerb erbrin-
gen und ich denke, dass ein gemeinsames Ver-
ständnis bei allen hier Beteiligten dahingehend 
vorliegt, dass wir diese Daseinsvorsorge natürlich 
auch im Postsektor haben wollen. Wir sollten halt 
noch Schritte weiter gehen, damit das unter nicht 
wettbewerbsverzerrenden Bedingungen erfolgt. 
Und wenn ich da nochmal das Beispiel der Uni-
versaldienstversorgung erwähnen darf, dann ist 
das eben so, dass dort die Deutsche Post AG 
Mehrwertsteuerprivilegien im Gegenzug erhält 
und unsere These ist die, dass da eine Überkom-
pensation erfolgt. Und hier können wir tatsächlich 
aus den anderen Netzwirtschaften lernen. Sie  
haben das Beispiel der Breitbandversorgung er-
wähnt. Diese werden ausgeschrieben und im 
Wettbewerb muss sich dann eben die Deutsche 
Telekom AG mit der Deutschen Glasfaser und an-
deren Unternehmen bewerben, um die Leistungen 
zu erbringen, und dadurch haben wir nicht nur  
einen Wettbewerb, sondern natürlich auch eine 
Transparenz. Und wir benötigen eine vergleich-
bare Transparenz auch im Postbereich. Kurzum, 
Daseinsvorsorge im Wettbewerb funktioniert über-
all sehr gut, auch in der Post ja in vielen Berei-
chen, aber wir haben hier noch Luft nach oben. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Professor Zimmer. 
 
SV Prof. Dr. Daniel Zimmer, LL.M. (Universität 
Bonn): Vielen Dank für die Frage. In der Tat habe 
auch ich den Blick jetzt schweifen lassen auf 
diese Frage hin auf andere Netzwirtschaften. Es ist 
ja bekannt, dass im Bereich der Bahnbeförderung 
im Regionalbereich es Ausschreibungen gibt, dass 
also die Versorgung von Regionen per Ausschrei-
bung vergeben wird. Soweit es erforderlich ist, 
derartige Leistungen finanziell zu fördern, damit 
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sie erbracht werden, gibt es eine Reihe von Mög-
lichkeiten, das auszugestalten. Aber ich betone 
das „soweit“. Und das hat ja auch Herr Kühling 
eben angedeutet, dass man Zweifel daran haben 
kann, ob hier wirklich eine Subventionierung 
etwa der Deutschen Post erforderlich ist. Wir  
haben gehört, wie groß die Gewinne sind. Danke-
schön. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Mohrs, SPD, bitte. 
 
Abg. Falko Mohrs (SPD): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Eine Frage an Herrn Franke. Wir 
hatten ja eben schon hier aus unterschiedlichen 
Sichtweisen und Motiven heraus auch unter-
schiedliche Einschätzungen zur Unionsrechts-
kompatibilität, dieses Vorschlags gehört. Wir wis-
sen wie schwierig es ist, Gerichtsentscheidungen 
vorherzusagen. Wie ist die Einschätzung der Bun-
desnetzagentur, also des Regulierers, zu genau 
dieser Frage hinsichtlich dem vorgelegten Ände-
rungsantrag? 
 
Der Vorsitzende: Herr Franke bitte. 
 
SV Peter Franke (Bundesnetzagentur): Ja, vielen 
Dank. Ich will zunächst hervorheben, dass das 
Bundesverwaltungsgericht, insbesondere was die 
neuen Maßstäbe für die Gewinnbemessung an-
geht, aus unserer Sicht deutlich gemacht hat, dass 
der einfache Gesetzgeber, der nationale Gesetzge-
ber die Freiheit hat, wie er das im Telekommuni-
kationsrecht 2004 auch gemacht hat, daneben  
oder allein den Vergleichsmaßstab als Maßstab für 
die Gewinnbemessung einzuführen. Das zweite ist 
die Lastenallokation. Dahinter – das soll ja mög-
licherweise ins Spiel gebracht werden – könnte 
sich eine Beihilfenproblematik verbergen. Damit 
ist die Frage aufgeworfen, dass es nicht darum 
geht, ob die Lasten im Briefbereich allokiert wer-
den, wie der deutsche Gesetzgeber das seit jeher 
macht, dass sie da angemessen zu berücksichtigen 
sind. Auch bei der theoretischen Alternative, dass 
man die Mehrkosten, die aus den Altlasten und 
den Universaldienstpflichten im Prinzip unbe-
streitbar resultieren, wenn man die direkt aus 
Haushaltsmitteln ausgleichen wollte, hätte das im 
Verhältnis zu den Wettbewerbern den gleichen Ef-
fekt. Das Entscheidende ist, dass man auf die eine 
oder die andere Weise nicht mehr an Ausgleich 
leistet, als erforderlich ist und dazu leisten wir als 

Bundesnetzagentur, ich glaube, gleich  
einen doppelten Beitrag. Nämlich zum Einen, 
dass wir die Höhe der Lasten, die auszugleichen 
sind, nach Maßgabe des Tragfähigkeitsprinzips 
dahingehend kontrollieren, dass nicht mehr aus-
geglichen wird, als erforderlich ist, also keine ver-
deckten Subventionen gewährt werden, und zum 
Anderen, wenn es stimmt, dass Potential für 
Quersubventionierung gleichwohl entsteht, 
müsste das ja in der Preisbildung in der Entgelt-
bildung des Paketbereichs seinen Niederschlag 
finden. Auch das wird von uns, nicht ex ante, 
sondern ex post sehr aufmerksam, sehr sorgfältig 
kontrolliert und bislang hat unsere Prüfung kei-
nerlei Hinweise ergeben, dass die Preisgestaltung 
im Paketbereich aufgrund einer Quersubventio-
nierung aus der Großzügigkeit der Entgeltbemes-
sung im Briefbereich sachwidrig subventioniert 
wird und damit ist aus unserer Sicht auch der 
wohl hauptsächliche Ansatz, europarechtliche Be-
denken ins Spiel zu bringen…. 
 
Der Vorsitzende: Sie müssen jetzt bitte zum 
Schluss kommen. 
 
SV Peter Franke (Bundesnetzagentur): Ja, aus un-
serer Sicht nicht substantiiert. Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes spricht Herr 
Durz von der CDU/CSU. 
 
Abg. Hansjörg Durz (CDU/CSU): Vielen Dank. 
Meine nächste Frage geht an Professor Kühling. 
Herr Professor Kühling, Sie haben vorher schon 
angedeutet, was zukünftig in einer großen Novelle 
angegangen werden müsste, aber könnten Sie es 
vielleicht nochmal auf die 3 Kernpunkte herunter-
brechen, wo Sie sehen, dass eine große Postno-
velle Schwerpunkte setzen müsste? 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Kühling bitte. 
 
SV Prof. Dr. Jürgen Kühling (Vorsitzender der 
Monopolkommission): Ja, vielen Dank, Herr Abge-
ordneter Durz. Sehr gerne. 3 Punkte, die wir jetzt 
in unserem Policy-Brief im Dezember angeführt 
haben, die besonders wichtig sind, ist aus unserer 
Sicht erstens die Abschaffung der Lizenzpflicht 
für Briefdienstleister. Das ist eine unnötige Markt-
zutrittsschranke, die wir relativ einfach beseitigen 
könnten. Der zweite Punkt wäre aus unserer Sicht 
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die Stärkung der Sanktionsinstrumentarien für die 
Bundesnetzagentur, insbesondere um missbräuch-
liches Verhalten zu sanktionieren. Und da ist ein 
sinnvolles Instrument die Abschöpfung wirt-
schaftlicher Vorteile, um die Anreize beim miss-
bräuchlich sich verhaltenden Unternehmen zu re-
duzieren. Und der dritte Punkt ist der, den schon 
der Kollege Zimmer angesprochen hat, da besteht 
wenig überraschenderweise, da er ja mein Vorvor-
gänger im Vorsitz der Monopolkommission ist,  
Einigkeit und das ist die Erweiterung des Teilleis-
tungszugangs. Und da wären wir jetzt sogar der 
Meinung, das könnten wir noch in dieser Novelle 
hinbekommen, weil wir dort einen sehr guten 
Vorschlag im Wirtschaftsministerium zur Formu-
lierung der Ausdehnung des Teilleistungszugangs 
haben. Das ist auch gar kein Hexenwerk. Bislang 
haben wir einen Teilleistungszugang bei 
1 000 Gramm, und dieser Zugriff auf das Zustel-
lungsnetz der Deutschen Post AG ist einfach für 
die Wettbewerber sehr wichtig, und wenn wir das 
auf 2 000 Gramm ausdehnen würden, dann könn-
ten die Wettbewerber eben auch hier in einen stär-
keren Wettbewerb mit der Deutschen Post AG 
zum Nutzen der Konsumentinnen und Konsu-
menten einsteigen und wären nicht darauf ange-
wiesen, eben alternativ und vor allem bei den stei-
genden Mengen der Warenpost auf Paketdienste-
anbieter zurückzugreifen oder eben sich an den 
Endkundenpreisen der Deutsche Post AG orientie-
ren zu müssen oder die zahlen zu müssen, sodass 
dann gar kein Wettbewerb mehr möglich ist. Also 
diesen Teilleistungszugang auszubauen, wenn ich 
da vielleicht noch einen Versuch einer Motivation 
starten könnte, das kann man meines Erachtens 
auch noch in dieser Novelle mit hinein packen, 
dann hätte man ein etwas ausgewogeneres Ver-
hältnis und zwei gute Dinge für den Wettbewerb 
getan. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes Herr  
Houben bitte, FDP. 
 
Abg. Reinhard Houben (FDP): Ja, ich möchte 
Herrn Zimmer fragen. Er hat in seiner Stellung-
nahme geschrieben, zitiert im Grunde die Europä-
ische Postdiensterichtlinie aus 97, die da sagt im 
Artikel 12: „Die Preise müssen kostenorientiert 
sein.“ Wenn das die Grundlage der Debatte ist, 
Professor Zimmer, haben wir dann einen Zustand, 

dass wir wieder warten auf das Ergebnis einer ge-
richtlichen Auseinandersetzung und dann wieder 
von vorne anfangen? 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Zimmer. 
 
SV Prof. Dr. Daniel Zimmer, LL.M. (Universität 
Bonn): Vielen Dank für die Frage, Herr Abgeord-
neter. Ich sehe genau das kommen. Ja, ich sehe, 
dass es wieder eine große Verzögerung gibt bei der 
Schaffung von Wettbewerb, dass wir jetzt mög-
licherweise, wenn sich das nicht mit den überzeu-
genden Argumenten, die vorliegen, abwenden 
lässt, eine gesetzliche Regelung bekommen, die 
der Postentgeltregulierungsverordnungsregelung 
von 2015 inhaltlich entspricht, dass es dann wie-
der den Weg durch die Instanzen gibt und dass 
man in einigen Jahren dann feststellen wird, dass 
hier etwas beschlossen worden ist, das mit höher-
rangigem Recht nicht vereinbar ist, aber natürlich 
hat über all diese Jahre der Wettbewerb gelitten. 
Natürlich haben über all diese Jahre Verbraucher 
sehr viel höhere Entgelte bezahlt, als nach den 
Vorgaben nötig gewesen wäre und ich sehe also 
einfach eine große Verzögerung, wie sie seit 2015 
ja auch eingetreten ist. Jetzt haben wir 2021 und 
der Verbraucher ist derjenige, der letzten Endes 
bezahlt. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes der Kollege 
Metzler, CDU/CSU. 
 
Abg. Jan Metzler (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Ich möchte meine Frage richten an 
Sie, Herr Bosselmann. Es schließt sich an die 
Frage von Kollege Durz an. Was wären aus Ihrer 
Sicht die zentralen Punkte für eine große Postno-
velle? 
 
Der Vorsitzende: Herr Bosselmann bitte. 
 
SV Marten Bosselmann (BIEK e.V.): Ja, ganz herz-
lichen Dank. Vielen Dank, Herr Metzler, für die 
hervorragende Frage. Natürlich ist es zum einen 
so, dass wir weiter das Thema Porto aufgreifen 
müssen. Wir haben es uns umfassend zur Aufgabe 
gemacht, da den Finger in die Wunde zu legen 
und ich möchte das Gericht in Leipzig, ich war 
live dabei, nochmal zitieren: „Die Entgelte des 
marktbeherrschenden Unternehmens sollen die 
Höhe nicht übersteigen, die das Unternehmen in 
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einem funktionierenden Wettbewerbsmarkt unter 
Marktbedingungen verlangen könnte.“ Das ist un-
ser Ziel, dass die Post das verdient, was ihr zu-
steht in der Fiktion des Marktes und nicht Be-
träge, der Kollege Dr. Kleinlein hat es beschrieben, 
die im Grunde so hoch sind, dass es schier unvor-
stellbar ist, um es mal so deutlich zu sagen. Das 
ist ein ganz, ganz wichtiger Punkt und wenn wir 
die nächste Portodiskussion haben, das wird ja in  
einem Jahr ungefähr der Fall sein, muss man sich 
das zu Herzen nehmen. Dann haben wir eine neue 
Legislaturperiode und da bitte ich Sie auch als 
Parlamentarier, Ihre Aufgabe entsprechend wahr-
zunehmen, ein starkes Parlament und eine eher 
schwache Regierung, also dieser Grundsatz, das 
ist mein Appell, und dann ist es natürlich wich-
tig, dass man einfach sagt, was machen die eigent-
lich in diesem Markt? Wir investieren in Elektro-
fahrzeuge, wir investieren in nachhaltige An-
triebe, wir investieren in unser Personal, und da 
ist es zum Beispiel so, Sie erinnern sich an unser 
Gütesiegel PQ KEB, also bei uns dürfen nur Unter-
nehmen für uns tätig sein, jedenfalls in der nächs-
ten Zeit, die qualifiziert sind, und all das kostet 
natürlich Geld, und da erwarten wir eine ganz 
strikte Trennung der Märkte, damit wir in dem 
Bereich, in dem wir tätig sind als Paketdienstleis-
ter, unserer Tätigkeit nachgehen können und na-
türlich die Herausforderung, die der eCommerce 
bietet. Wir sind im Übrigen diejenigen, die pros-
perierende, funktionierende Innenstädte schaffen, 
denn der Einzelhandel lebt von uns. Ohne uns 
würde es keinen Einzelhandel geben und je  
höherwertiger ein Produkt ist, desto mehr KEP, 
wir sagen KEP, Akronym Kurier Express Paket. 
Also, es muss darauf geachtet werden, dass es 
eine Trennung dieser Märkte gibt, sodass wir eine 
Ertragssituation haben, die erträglich ist. An- 
sonsten haben die Herren Zimmer, Kühling, 
Kleinlein die Argumente gebracht. Die Post wird 
nach wie vor privilegiert im Bereich der Mehr-
wertsteuer beispielsweise. Ein ganz wichtiges 
Thema, das man sich zum Beispiel vornehmen 
sollte. Dazu die Selbstbeauftragung der Post beim 
Thema Universaldienst. Die Post macht das frei-
willig, die wird nicht dazu gezwungen und, ich 
sehe, meine Zeit ist abgelaufen, Herr Vorsitzender, 
also es ist ein weites Feld, ein großes Thema. 
Danke, Herr Metzler. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Es spricht nun der  

Kollege Mohrs, SPD. 
 
Abg. Falko Mohrs (SPD): Ja, vielen Dank. Noch-
mals zur Vollständigkeit. Jeder der Universal-
diensteanbieter ist von der Mehrwertsteuer hier 
freigestellt, nicht einzelne Unternehmen. Das viel-
leicht nur nochmals auch zur Vollständigkeit in 
dieser Runde. Ich würde auch gerne mal einen 
Blick nach vorne werfen. Herr Köpke, in Ihre 
Richtung auch die Frage, jetzt haben wir von an-
deren gehört, wie sie sich, ich sage mal, Wünsche 
in Richtung einer Postgesetznovelle, einer größe-
ren vorstellen. In der Vergangenheit gab es ja in 
unterschiedlichsten Bereichen zum Paket, 
zum Beispiel auch die Diskussion rund um die 
Arbeitsbedingungen, Paketbotenschutzgesetz als 
ein Stichwort. Wo wären denn aus Sicht ver.di 
und aus Ihrer Sicht eigentlich Handlungsfelder für 
eine größere Postgesetznovelle für die Zukunft? 
 
Der Vorsitzende: Herr Köpke bitte. 
 
SV Uwe Köpke (ver.di): Danke für die Frage. Ja, 
ich habe es vorhin schon einmal gesagt. Der Zu-
stellbereich ist ein sehr personalintensiver Be-
reich und wir sind leider, was wir feststellen bei 
dem Gesetz zur Nachunternehmerhaftung, dem 
sogenannten Postbotenschutzgesetz, sehen wir 
erste kleine Pflänzchen, dass das eine oder andere 
Unternehmen bereit ist, Beschäftigte in Eigenzu-
stellung anzustellen, sodass hier nicht Subsubun-
ternehmer oder Subunternehmer aktiv sind, son-
dern dass die Beschäftigten wirklich bei den gro-
ßen Playern direkt angestellt sind. Leider stellen 
wir aber auch immer wieder fest und das sind 
nicht wir, sondern wir lesen das aus den Zahlen 
des Zolls, dass auch jetzt immer noch wieder gra-
vierende Verstöße festgestellt werden, und zwar 
in erschreckendem Ausmaß. Nicht nur kleine Ver-
stöße, dass hier irgendwie Sozialabgaben nicht ab-
geführt sind, wobei, das will ich nicht als klein 
bezeichnen, sondern hier werden auch Straftatbe-
stände von sogenannten Subunternehmern began-
gen. Wir stellen unter anderem auch fest, dass 
Menschen aus Osteuropa oder aus nicht europäi-
schen Ländern hier eingesetzt werden ohne gül-
tige Papiere, ohne Führerschein, und die fahren 
auf deutschen Straßen rum. Das ist sehr erschre-
ckend. Von daher haben wir als Erwartungshal-
tung eine Veränderung des neuen Postgesetzes 
und ich möchte das vielleicht erweitern, dass das 
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auch das Paketgesetz umfassen muss, dass alle 
Unternehmen, die zukünftig lizenziert werden 
müssen, die adressierte Briefsendungen, Paketsen-
dungen verschicken, und zwar nicht nur die aus-
liefern auf der letzten Meile, sondern auch die, 
die für die Sortierung zuständig sind in den gro-
ßen Sortierzentren und auch hier nicht nur die 
Unternehmen, die ursprünglich die Pakete zustel-
len, sondern dazu gehören auch mittlerweile 
große Onlinehändler, die den Markt für sich auf-
schließen und ihre Waren oder die Waren von so-
genannten Marketplace-Anbietern auch direkt ver-
schicken, die hier noch gar nicht richtig erfasst 
werden. Die müssen hier mit rein. Die müssen li-
zenziert werden und ich habe hier eine ganze 
Menge aufgeschrieben. Ich sehe, noch 10 Sekun-
den. Ich finde, was wichtig ist, sind auf jeden Fall, 
dass die Ausbildungsbedingungen für die Be-
schäftigten und die Arbeitsschutzbedingungen ge-
nauso geregelt werden müssen in einem lizenzier-
ten Markt als auch die Möglichkeit der Sozialpart-
ner, hier Tarifverhandlungen auszuführen. Deswe-
gen ist es zwingend erforderlich, dass hier Lizen-
zen und nicht nur eine Anmeldepflicht besteht 
zukünftig. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Kollege Meiser von den 
Linken. 
 
Abg. Pascal Meiser (DIE LINKE.): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender. Ich habe noch eine Frage an 
Herrn Dr. Kleinlein und Bezug nehmend auf das, 
was wir schon gehört haben. Es ist ja ein durchaus 
ernst zu nehmendes Argument, dass immer wie-
der für überhöhte Gewinnzuschläge oder Renditen 
vorgebracht wird, dass nur so bei der Deutschen 
Post höhere Tariflöhne und mehr Personal mög-
lich und finanzierbar seien. Trifft das aus Ihrer 
Sicht zu? Besteht ein solcher Zusammenhang? 
Und wäre es umgekehrt so, wenn wir wieder zu 
den Berechnungsgrundlagen von 2015 zurückkeh-
ren würden, dass dann weniger Personalkosten  
oder auch Tariflöhne überhaupt mit in Anschlag 
gebracht werden könnten? 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Kleinlein. 
 
SV Dr. Kornelius Kleinlein (Raue PartmbB): Vie-
len Dank, Herr Meiser. Ich will mit dem letzten 
Satz Ihrer Frage anfangen und ihn beantworten. Es 
sind zwei ganz verschiedene Paar Schuhe. Ich 

habe es bereits erwähnt, schon in ihrer jetzt gel-
tenden Fassung sagt Paragraf 3 Absatz 4 der  
Postentgeltregulierungsverordnung, dass die  
Kosten für die Einhaltung der wesentlichen Ar-
beitsbedingungen, die im lizenzierten Bereich üb-
lich sind sowie die Kosten einer flächendecken-
den Versorgung mit Postdienstleistungen und 
auch die Kosten aus der Übernahme von Versor-
gungslasten für die Beschäftigten angemessen zu 
berücksichtigen sind. In Praxi werden diese  
Kosten als Personalkosten in die Berechnung der 
Porti eingestellt. Es besteht also bei der Kalkula-
tion der Porti kein Zusammenhang zwischen der 
Möglichkeit, Universaldienst zu erbringen, die Ta-
rifbedingungen für die Postangestellten einzuhal-
ten und der Höhe des Gewinnzuschlags. Der Ge-
winnzuschlag, das ist die Eigenkapitalrendite, das 
ist der Gewinn, der der Post im regulierten lizen-
zierten Bereich zugestanden wird. Und es ist hier 
versucht worden, den Eindruck zu erwecken, das 
eigentliche Kapital der Post seien die Angestellten 
und Arbeitnehmer und deren Kosten seien 8 Mil-
liarden Euro im Jahr. Da muss ich sagen, das ist 
vielleicht in einem Sinn von Humankapital, ist 
das richtig, aber was die Kostenkalkulation der 
Briefporti angeht, ist es grundfalsch. Das ist ein-
fach eine Irreführung des Bundestages, so etwas 
zu behaupten. Die Kalkulation der Porti setzt auf 
den verschiedenen Kostenarten an und die Perso-
nalkosten sind eine andere Kategorie als der Ge-
winn. Das wollte ich nochmal betonen. Vielen 
Dank. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Als letzte Fragestel-
lerin in dieser Anhörung Frau Bayram von den 
Grünen bitte. 
 
Abge. Canan Bayram (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Ja, vielen herzlichen Dank. Meine 
Frage geht an Herrn Bodenbach, und zwar im Zu-
sammenhang mit Paragraf 39 Postgesetz, der ja um 
diesen Absatz 4a ergänzt wurde. Halten Sie die 
Mitarbeitenden der Postdienstleister für tatsäch-
lich in der Lage, zureichende tatsächliche An-
haltspunkte für das Bestehen, für das Begehen von 
Straftaten bei komplexen Straftatbeständen festzu-
stellen, wie das der neue Paragraf 39 Absatz 
4a Postgesetz vorgibt? Vielen Dank soweit von 
mir. 
 
Der Vorsitzende: Herr Bodenbach bitte. 
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SV Wolfgang Bodenbach (DPDHL): Ja, vielen 
Dank. Bedingt. Wie ich eben schon erläutert habe, 
haben wir mit diesem Thema ja nicht erst seit 
Kurzem Befassung, sondern das im postalischen 
Verkehr, in den Sendungen immer wieder Drogen 
oder andere inkriminierte Güter auftauchen. Das 
ist ja ein Phänomen, das nicht jetzt erst in der 
jüngsten Zeit auftaucht, sondern schon länger 
existiert. Die Mitarbeiter an den Stellen, wo das 
passiert, das ist ja, wie ich eben auch erwähnte, 
entweder bei der sogenannten Nachverpackung, 
das heißt, wenn im postalischen Verkehr eine Ver-
packung kaputt geht, dann wird das Paket wegen 
mir nochmal zugeklebt oder mit einer neuen Um-
verpackung versehen, dass es weiter befördert 
werden kann oder dann, wenn wir Absender oder 
Empfänger nicht ermitteln können, dass wir das 
Paket aufmachen müssen. Die haben schon ein ge-
wisses Gespür dafür, wo es sich um inkriminierte 
Güter handelt oder nicht. Ich meine, eine Waffe 
ist erkennbar, bei Drogen oder Dopingmitteln wird 
es schwieriger, hier sind aber auch eben die Straf-
verfolgungsbehörden sehr hilfreich und geben ent-
sprechende Leitlinien an die Hand, mit denen den 
Mitarbeitern das durchaus möglich ist, solche 
Sendungen bis zu einem gewissen Grade zur er-
gründen oder zu erkennen. Aber wie wir in dieser 
Gesetzesänderung betont haben, es darf nicht so 
weit gehen, dass eine Nichtherausgabe dieser Sen-
dung an die Strafverfolgungsbehörde in irgend- 
einer Form bußgeldbewährt oder sanktioniert 

wird. Das Spezialwissen haben wir nicht. Im 
Zweifel müssen wir es eben an die Strafverfol-
gungsbehörden herausgeben können und die müs-
sen dann entscheiden oder uns sagen, ob das Gut 
weiterbefördert wird, weil das eben kein inkri-
miniertes ist oder ob das Gut eben nicht weiterbe-
fördert wird. Das ist ganz klar. Also bis zu einem 
gewissen Grade können wir das erkennen, das ist 
gelebte Praxis, aber wir haben keine Drogenspezi-
alisten oder Dopingspezialisten und die werden 
wir auch nie vorhalten können. 
 
Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Wir sind 
damit am Ende unserer Anhörung. Ich bedanke 
mich bei allen unseren Sachverständigen, vor  
allem auch für die Kontroverse in den Sachfragen. 
Die war sehr erhellend und ich denke, dass wir 
damit einen guten Beitrag für die weitere parla-
mentarische Arbeit erhalten haben. Ich wünsche 
Ihnen einen guten Nachhauseweg, sofern Sie hier 
angereist sind und den Teilnehmern, die uns per 
Video zugeschaltet worden sind, auch einen  
schönen guten Tag. Recht herzlichen Dank und 
auf Wiedersehen. 
 
Abg. Reinhard Houben (FDP): Tschüss zusam-
men, wiedersehen! 
 

 

 

Schluss der Sitzung: 15:30 Uhr 
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